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KURZ BERICHTET
MENSCHENRECHTE

GdP weist massive Vorwürfe von amnesty
international zurück

Wie zuletzt 1997 hat die
Menschenrechtsorganisation
amnesty international (ai) anhand
von 20 Fällen, die sie als „exem-
plarisch für eine weit größere
Zahl von Übergriffen“ bezeich-
net, der deutschen Polizei wiede-
rum Misshandlungen und den
Einsatz unverhältnismäßiger Ge-
walt vorgeworfen.

In dem Bericht kommt ai zu
dem Schluss, dass bei der deut-
schen Polizei ein „Muster von
Misshandlungen mit offensicht-
lich rassistischem Hintergrund“
erkennbar werde und fordert –
wie schon in früheren Jahren – die
Einrichtung eines unabhängigen
Kontrollgremiums zur „unpartei-

ischen Aufklärung von Miss-
handlungsvorwürfen.“

Die GdP hat mit Nachdruck
diese Vorwürfe zurückgewiesen.
GdP-Vorsitzender Konrad Frei-
berg: „Es ist immer das gleiche
Strickmuster, mit dem amnesty
und andere Organisationen die
deutsche Polizei in eine gewalttä-
tige Ecke stellen wollen.

Die Vorwürfe stützen sich auf
Berichte von Betroffenen. Aussa-
gen angeblicher Polizei-Opfer,
selbst wenn sie Straftaten began-
gen haben, werden grundsätzlich
als wahr unterstellt, Dokumenta-
tionen der staatsanwaltschaftli-
chen Ermittlungsergebnisse oder

Gerichtsbeschlüsse dagegen stets
in Zweifel gezogen.“

Die Forderung von amnesty
international nach so genannten
unabhängigen Gremien zur Un-
tersuchung von Beschwerden bei
der Polizei lehnt die GdP ab. Frei-
berg: „Diese Forderung stellt die
Unabhängigkeit der deutschen
Justiz in Frage. Die deutsche Po-
lizei hat weder ein Gewalt-
problem noch ist sie fremden-
feindlich.“ Auf die Frage einer
Journalistin, ob aus 20 Fällen in-
nerhalb von vier Jahren auf ein
Muster geschlossen werden kön-
ne, verwies die Generalsekretärin
der deutschen Sektion von ai,
Barbara Lochbihler, auf eine
„hohe Dunkelziffer”.           hol.

Strikte Trennung von Polizei und Militär beibehalten
Erstmals in der Geschichte

der Deutschen Bundeswehr wur-
de ein Gewerkschaftsvorsitzen-
der als Gastredner vom Deut-

schen BundeswehrVerband
(DBwV) zur jährlichen Gene-
rals-/Admiralstagung eingela-
den: Am 13. Dezember vergan-
genen Jahres sprach der GdP-
Vorsitzende Konrad Freiberg vor

rund 60 Teilnehmern in Bad
Neuenahr. Dabei verwies er auf
den Vertrag über die Zusammen-
arbeit mit dem Deutschen

BundeswehrVerband, wobei bei-
de Seiten für die strikte Trennung
von Polizei und Militär eintreten
– so, wie das Grundgesetz es vor-
sehe. Er machte in diesem Zu-
sammenhang auf politische

Mitglieder-
befragung
läuft
Gewerkschaftspolitik in

der gegenwärtigen Zeit ist
alles andere als lauschiges
Verhandeln. Wie weit kann
man in der Reformpolitik
mitgehen? Wo muss absolut
der Riegel vorgeschoben
und mit allen demokrati-
schen Mitteln Einhalt gebo-
ten werden? Solche und
ähnliche Fragen hat das
Meinungsforschungsinstitut
polis zwischen dem 19. und
30. Januar auf der Grundla-
ge eines mit der GdP abge-
stimmten Fragebogens und
per Zufallsstichprobe Mit-
gliedern bundesweit telefo-
nisch gestellt. Zwar ist be-
reits diese Befragung reprä-
sentativ, aber es sollen so
viele Mitglieder wie möglich
ihre Meinung per Fragebo-
gen äußern können. Daher
wird für alle Interessenten
ab Anfang Februar rund
zwei Wochen lang der Fra-
gebogen auch im Internet
unter www.gdp.de zur Verfü-
gung stehen.

Überlegungen aufmerksam, die
bis zum Anfang der neunziger
Jahre zurückgehen und mit einer
„Verpolizeilichung der Bundes-
wehr“ umschrieben werden
könnten. Sie reichen von der
Übernahme des Objektschutzes
durch die Bundeswehr bis hin
zum Aufbau einer Art National-
garde nach amerikanischem Vor-
bild.

Da Bundeswehr und Polizei
zahlreiche Kürzungsmaßnahmen
und -absichten gleichermaßen
treffen, mache es Sinn, sich ge-
meinsam zu wehren – so wie bei
den Demonstrationen am Ran-
de des SPD-Bundesparteitages
in Bochum und bei der CDU in
Leipzig. Darüber hinaus tausche
man sich über die zunehmenden
Auslandseinsätze und deren Be-
dingungen aus. Polizei und Mili-
tär arbeite gerade in den heiklen
Missionen vom Kosovo bis nach
Afghanistan zusammen und kön-
ne auch hierzulande vom jewei-
ligen know-how profitieren.

tetz

Foto: Henning

Pseudo-
Spektakel

Statt einer Pseudo-Diskussion
um die Kriminalisierung von
Putzfrauen fordert die GdP den
zügigen Aufbau einer Bundes-
finanzpolizei zur konsequenten
Bekämpfung der Schatten-
wirtschaft, die in Deutschland
bereits ein Sechstel des Brutto-
sozialproduktes ausmache. Al-
lein durch illegale Beschäftigung
gehen jährlich 64 Milliarden
Euro Steuereinnahmen und 56
Milliarden Euro Sozialversiche-
rungsbeiträge und überdies noch
500.000 Arbeitsplätze verloren.
Gebraucht werde eine gut ausge-
bildete und ausgestattete Finanz-
polizei, die nicht hinter kleinen
Fischen her ist, sondern Schwer-
kriminelle jagt, die das Land im
großen Stil ausplündern.

GDP BEI BUNDESWEHR

SCHWARZARBEIT
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BKA:

Proteste
Proteste der BKA-Beschäftig-

ten und der GdP gegen den Mam-
mut-Umzug der Behörde nach
Berlin zeigen erste Erfolge: Bun-
desinnenminister Otto Schily sag-
te eine ergebnisoffene Prüfung zu.
Das Gebaren des BKA-Chefs
Klaus Ulrich Kersten, der die

Umzugspläne ohne Einbeziehung
der Personalvertretungen und
Abteilungsleiter entwickelt und
präsentiert hatte, bezeichnete der
GdP-BKA-Bezirksvorsitzende
Winfried Wahlig als „absoluten
Vertrauensbruch“. Die Ablösung
Kerstens wird inzwischen von
mehreren Seiten gefordert.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN:

Wieder gewählt
Michael Silkeit (44) ist auf

dem Landesdelegiertentag der
GdP in Mecklenburg-Vor-
pommern für weitere vier Jahre
im Amt des Landesvorsitzenden
bestätigt worden. Silkeit, der die
GdP im Nordosten bereits seit
1991 führt, erhielt 94,4 Prozent
der Stimmen.

BADEN-WÜRTTEMBERG:

Neujahrsempfang abgesagt
Der traditionelle Neujahrs-

empfang der GdP in Baden-
Württemberg, zu dem in den letz-
ten 20 Jahren stets zahlreiche
Gäste aus Polizei, Kommunen,
Kirchen, Wirtschaft und Politik
kamen, ist in diesem Jahr abge-
sagt. GdP-Landesvorsitzender
Josef Schneider sieht keinen
Grund, denjenigen für eine „gute
Zusammenarbeit“ zu danken,

HESSEN:

Aktionstag
Mit großem Interesse verfolg-

ten Bürgerinnen und Bürger den
Protest Hessischer Polizistinnen
und Polizisten u. a. in Kassel und
Eschwege im Dezember 2003 ge-
gen Kochs Kahlschlagpolitik: Für
einen kleinen Obolus gaben sie
alte Diensthemden ab. Der Erlös
für das „letzte Hemd“ geht an Ein-
richtungen – z. B. Drogenhilfe –,
die von der Sparpolitik der Hessi-
schen Landesregierung besonders
betroffen sind.

BERLIN:

Als verfassungsrechtlich be-
denklich hat die GdP die Pläne
des Berliner Innensenators, Dr.
Ehrhart Körting, bezeichnet, das
Demonstrationsrecht mit Rück-
sicht auf die Interessen des Ber-
liner Einzelhandels einzuschrän-

Demonstrationsrecht dem
Einzelhandel opfern?

BAYERN:
Slogan weg-
gespart

In Bayern soll die Wochen-
arbeitszeit für den Öffentlichen
Dienst ab 1. September 2004 auf
42 Stunden angehoben werden.
Deutliche Worte für diese „ver-
deckte Gehaltskürzung um 4 %”
fand der GdP-Landesvorsitzen-
de Bayerns, Gerhard Keller:
„Bayerns Polizeibeamte werden
als Leibeigene Stoibers schlicht-
weg ausgebeutet.“ Vom Slogan
„Die CSU lässt sich in ihrer Für-
sorge um die Bayerische Polizei
von niemand übertreffen“ sei
nichts mehr übrig.

Ersatzstrafen
Deutschland Justizvoll-

zugsanstalten sind übervoll –
allerdings nicht mit „Groß-
kriminellen“ sondern vorwie-
gend mit „kleinen“ Straftä-
tern. Um die Vollzugsanstal-
ten zu entlasten, hat die Bun-
desregierung nun ein Ge-
setz eingebracht, wonach
selbst Geld- oder Freiheits-
strafen in „Ersatzstrafen“ in
Form gemeinnütziger Arbeit
umgewandelt werden können.

Blüten
50-Euro-Scheine sind mit

66 % die am meisten gefälsch-
ten Geldscheine, gefolgt von
der 20-Euro-Note (23,5 %).
Der 100-Euro-Schein ist mit
6,5 % beteiligt. Im ersten
Halbjahr 2003 wurden insge-
samt 230.534 Blüten aus dem
Verkehr gezogen. Gemessen
an rund acht Milliarden aus-
gegebener Geldscheine sei die
Zahl der Fälschungen gering,
meint die europäische Zen-
tralbank.

Zukunftsbewertung
Die Deutschen betrachten

die Zukunft in ihrem Land
eher verhalten. Immerhin
glauben aber 11% an einen
wirtschaftlichen Aufschwung
für 2004, während allerdings
44 % eher einen Abschwung
sehen. 57 % rechnen mit wei-
ter steigender Arbeitslosig-
keit. Nur noch 36 % der Be-
rufstätigen glauben im Falle
des Arbeitsplatzverlustes,
schnell wieder einen Job zu
finden (im vergangenen Jahr
waren es noch 41 %), so das
Ergebnis des internationalen
Zusammenschlusses der Mei-
nungsforschungsinstitute
(Gallup). Demnach schaut
man in Europa vor allem in
Norwegen, Dänemark, Eng-
land und Spanien mit nahezu
ungebremstem Optimismus
in die Zukunft. Die Österrei-
cher, Italiener und Niederlän-
der bilden die Schlusslichter
auf der Optimisten-Skala.

Und außerdem:

die im vergangenen Jahr der Po-
lizei mehr zumuteten, als jemals
in der 50-jährigen Geschichte der
Polizei in Baden-Württemberg.
Bei allen anderen potentiellen
Gästen entschuldigte sich Josef
Schneider und bedankte sich da-
für, „dass sie der Gewerkschaft
der Polizei und ihren Mitgliedern
über viele Jahre die Treue und
Verbundenheit erwiesen haben.“

RHEINLAND-PFALZ:

Eigensicherungsbeauftragte
Neue Wege geht die PD

Ludwigshafen in Sachen Ei-
gensicherung: In den Dienst-
gruppen wurden Eigensiche-
rungsbeauftragte ernannt, die
sich um Optimirungsmög-
lichkeiten zum Schutz der
Kolleginnen und Kollegen
kümmern. Geeignete Sach-
verhalte aus dem täglichen

Dienst werden aufbereitet
und in den Dienstgruppen
besprochen oder auch in den
Info-Medien des PP Rhein-
pfalz veröffentlicht – z. B. wur-
de auf außergewöhnliche
Waffen und Werkzeuge oder
besondere Verstecke für ge-
fährliche Gegenstände hinge-
wiesen.

ken. Die Einschränkung eines
Grundrechts wegen vermuteter
Umsatzeinbußen dürfte vor kei-
nem deutschen Gericht eine
Chance haben.

AUS DEN LÄNDERN:

Foto: Hoyer
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KOMMENTAR
„Geheime Verschlusssache“
wird nachgebessert

Nicht nur Journalisten be-
scheinigen unserem Innenmini-
ster Otto Schily einen scharfen
Verstand und Mut zu klaren
Entscheidungen. Allerdings
kommen aus gleicher Ecke und

aus Mitarbeiterkreisen so man-
che Stories von seinem „Über-
maß an autoritärem Gehabe“.

Was sich der erste sozialde-
mokratische Innenminister seit
1928 allerdings Mitte Januar
leistete, war schon eine Krö-
nung bisherigen Gebarens. Er
schüttelte am 6. Januar locker
die Verkündung aus dem Är-
mel, bis 2008 einen Großteil des
BKA aus Wiesbaden nach Ber-
lin zu verlegen und die Dienst-
stelle Meckenheim mit 1.200
Beschäftigten ganz aufzulösen.
Und hatte damit über 2.000
Schicksale besiegelt.

So einfach. Hatte er gedacht.

Die sachliche Begründung
von Otto Schily ist für kaum je-
mand nachvollziehbar, für die
GdP und die Kolleginnen und
Kollegen des BKA schon gar
nicht. Bitter ist es, wie gerade
von ihm ein fast militärischer
Gehorsam vorausgesetzt und
erwartet wird. Schily verkündet
und die Truppe reagiert in sei-

nem Sinne. Selbst die Kabi-
nettsmitglieder, enge Vertraute
und politische Freunde wussten
nichts davon, geschweige waren
in die nun wirklich weitreichen-
den Beschlüsse einbezogen und
reagierten entsprechend ver-
blüfft und verärgert auf Schilys
Überraschungsangriff. Ein
SPD-Präsidiumsmitglied soll
sein Verhalten als „Geheim-
kommando“ eingestuft haben
und SPD-Fraktionsgeschäfts-
führer Wilhelm Schmidt formu-
lierte noch vorsichtig, es sei
„nicht angemessen“, die Um-
zugspläne mit niemandem ab-
zustimmen.

Aber nicht nur Schily, auch
BKA-Präsident Kersten behan-
delte die Umzugspläne gewis-
sermaßen als „geheime Ver-
schlusssache”. Weder mit sei-
nen Abteilungsleitern besprach
er das Konzept, an dem er be-
reits seit Sommer feilte, noch
beteiligte er die Personalräte –
wie es sogar gesetzlich vorge-
schrieben ist! Bei den Kollegin-
nen und Kollegen ließ er kei-
nen Zweifel daran, dass alles
bleibe wie bisher. Noch im
Sommer 2003 sprach er unbe-
irrt weiter von drei Standorten.
Keine Silbe von derart umfang-
reichen Verlagerungen nach
Berlin. Die Kolleginnen und
Kollegen vertrauten seinen Äu-
ßerungen und fühlen sich nun
regelrecht arglistig getäuscht.
Auch hier ein Demokratie-
verständnis vom Feinsten.

Auf anschließenden Ver-
sammlungen, bei Protesten und
in Gesprächen wurde deutlich,
das Vertrauen in die Führung
ist hin. BKA-Beschäftigte spra-
chen davon, das Tischtuch zwi-
schen Kersten und ihnen sei
zerschnitten und auf Personal-
versammlungen forderten Be-
amte reihenweise die Ablösung
des BKA-Präsidenten.

Nach bekannt werden der

Schily-Pläne ging die GdP in
die Offensive. Gutbesuchte
Personalversammlungen und
Demonstrationen in
Meckenheim und Wiesbaden
fanden statt.

In Gesprächen mit dem Vor-
sitzenden des Gesamtpersonal-
rates des BKA und GdP-BKA-
Bezirksvorsitzenden, Winfried
Wahlig, teilte Schily mit, dass
die Neuorganisation des BKA
noch einmal von Grund auf
überdacht werde. Dieser
Prozess werde vom BMI ge-
steuert bei ständigem Kontakt
mit den Personalvertretungen,
der Amtsleitung und den Be-
schäftigten des BKA. Maßgeb-
liches Ziel der BKA-Reform
bleibe es, den Herausforderun-
gen neuer Gefährdungs-
szenarien aus polizeifachlicher
Sicht bestmöglich gerecht zu
werden und dabei die Interes-
sen der Beschäftigten in größt-
möglichem Umfang zu wahren.
Weitere Gespräche sollen rasch
geführt werden, um möglichst
noch im Frühjahr 2004 Sicher-
heit über die Grundzüge der
Reform zu haben.

Der Proteststurm scheint
nicht unbemerkt an Schily vor-
beigerauscht zu sein. So kom-
pliziert hat er sich das Dirigie-
ren der Beamtinnen und Beam-
ten in dieser Frage sicher nicht
vorgestellt. Die Amtsleitung
des BKA und Otto Schily wer-
den lernen müssen, dass nicht
sie alleine die fachlichen Erfor-
dernisse für die Arbeit des
BKA und Grundsatzfragen der
Inneren Sicherheit definieren
und schon gar nicht beantwor-
ten.

Und der Umgang mit den
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ist „’ne glatte sechs“.

Zu: GdP initiiert PTBS-
Forschungsprojekt, DP
12/03

Das genannte Forschungs-
projekt hat mein besonderes In-
teresse gefunden, weil ich per-
sönlich betroffen bin. Im Jahre
1992 wurde ich als Polizeibeam-
ter im Dienst Opfer einer schwe-
ren Straftat. Zu dieser Zeit
wusste man in Deutschland eher
wenig über dieses Phänomen.
Aus mangelnder Kenntnis über
das Krankheitsbild und seine
Folgen fand sich bei mir kein
Erfolg versprechender Behand-
lungsansatz und so schleppte ich
die posttraumatischen Belas-
tungsstörungen mit, bis es im Jah-
re 2000 nach Teilnahme an einer
Fortbildungsveranstaltung mit
gerade diesem Thema (PTBS) zu
der Akuterkrankung kam. Wäh-
rend der folgenden Dienstunfä-
higkeit habe ich alle in Ihrem Ar-
tikel beschriebenen Reaktionen
durchlebt und wurde im Jahre
2003 wegen Dienstunfähigkeit
aus dem Polizeidienst entlassen.

Ich bin nun froh, dass die GdP
das PTBS-Forschungsprojekt in-
itiiert hat, insbesondere deshalb,
weil ich der starken Überzeu-
gung bin, dass es eine große Dun-
kelziffer nicht erkannter Post-
traumatischer Belastungsstö-
rungen im Polizeidienst gibt. Mit
meinen Erfahrungen würde ich
gern zu einem Ergebnis beitra-
gen, das in Zukunft frühzeitiges
Erkennen und sofortige Krisen-
intervention die Polizeibeamtin-
nen und -beamten vor irrepara-
blen Langzeitschäden schützt.

Herbert Oeser, Hamm

Zu: Werbung in
DP 11/03

Seit Jahren beziehe ich Ihre
Zeitschrift und finde sie ausge-
sprochen informativ und auch
gut aufgemacht. Als Polizei-
seelsorger möchte ich aber eine
Anmerkung im negativen Be-
reich machen: Auf mehreren Sei-
ten lassen Sie für Darlehen und
Kredite werben. Natürlich weiß
ich, dass Beamte eine lohnende
Zielgruppe für Darlehen-Firmen
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FORUM

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Zu: Eigensicherung
als Führungsaufgabe,
DP 1/04

Während meiner aktiven Zeit
wurde dieser Thematik sehr, sehr
wenig Beachtung geschenkt.

Die Techniken der Selbstver-
teidigung wurden nach meiner
Meinung nie polizeilich ange-
passt und jeder SV-Ausbilder
wollte, so hatte es den Anschein,
sein eigenes „Süppchen kochen“.
Wie hilflos einige Kollegen ei-
nem Verbrecher gegenüberste-
hen, kann man in der Presse le-
sen. Ich kann nur hoffen, dass in
Zukunft Praktiker mit berufli-
chen Erfahrungen Kollegen ihr
Fachwissen vermitteln. Wenn ein
Ausbilder, um es spöttisch zu sa-
gen, der Polizei noch seine erste
Festnahme schuldig ist und jun-
gen Anwärter ausbildet, ist dies
verwerflich. Die Polizei hat viele
Beamte, auch vor Ort, mit Erfah-
rungen im so genannten Kampfs-
port! Fassen wir es an!

Eberhard Sussiek, Neu
Wulmstorf

Mit großem Interesse habe ich
den Beitrag „Eigensicherung als
Führungsaufgabe: Die Bedeutung
von Realitätstrainings“ gelesen. Es
ist für mich immer wieder erstaun-
lich, wie sorglos manche Kollegen
im täglichen Dienst mit dem The-
ma Eigensicherung umgehen.

Jetzt wird in dem erwähnten
Artikel insbesondere das Trainie-
ren der Eigensicherung bzw. der
damit verbundenen Eingriffs-
und Verhaltenstechnik thema-
tisiert, aber: Was wird denn sei-
tens der GdP getan, damit die
Techniken und das Training in
den einzelnen Polizeibehörden
durchgeführt werden? Ich bin
seit 1996 bei der Polizei des
Rhein-Erft-Kreises tätig und
kam seit dem nicht ein einziges
Mal in den Genuss eines entspre-
chenden Trainings! Da frag ich
mich: Was soll mir der schönste
und informativste Artikel brin-
gen, wenn sich letztendlich doch
nichts ändert und jeder nur an
irgendwelche Kostenersparnisse
denkt? Ich für meinen Teil neh-
me die Eigensicherung sehr ernst

Fatale Unkenntnis

Mit Entsetzen haben wir am 02.
und 03.01.2004 in Presse und
Rundfunk die Äußerung des Vor-
sitzenden des Deutschen Beam-
tenbundes (DBB), Heesen, ver-
nommen, wonach dieser die Be-
strafung von faulen Beamten
durch Gehaltskürzungen gefor-
dert hat.

Wohlgemerkt, auch die GdP
will nicht dauerhaft faule Beamte
unterstützen. Wir sind allerdings
der Meinung, dass die gegenwär-
tigen Vorschriften ausreichende
Möglichkeiten zu Sanktions-
maßnahmen bieten. Das Be-
urteilungswesen lässt bei schlech-
ten Noten nicht nur Beförderungs-
möglichkeiten in weite Ferne rük-
ken, womit bereits finanzielle Kon-
sequenzen verbunden sind. Es for-
dert die Personalverwaltungen
gerade bei Erreichen von drei oder
weniger Punkten in einer Skala
von max. neun Punkten zu Ge-
haltskürzungen auf. Wir sind der
Meinung, dass reicht aus.

Klaus Thiel, Wiesbaden

Zu: Leserbrief von
Dr. Burkhard Hirsch,
DP 01/04

Es dürfte wahrscheinlich sein,
dass die Einsatzbefugnisse der
Bundeswehr auch im Inland er-
weitert werden. Ich gehe davon
aus, dass hier ein gemeinsamer
Führungsstab gebildet wird, der
unter einer letztendlichen Lei-
tung und Entscheidungsbefugnis
eines Polizeiführers steht.

Die Mehrfachvorhaltung von
Mensch und Material erfüllt
heutzutage nur noch den Selbst-
zweck von noch einzuhaltenden
und mittlerweile überflüssigen
Zuständigkeitsregelungen bzw.
Hochhaltens von u. a. geschicht-
lich gewachsenen Grundan-
sichten mit mittlerweile man-
gelnder Aktualität.

Terrorismus hat viele Varia-
beln. Letztendlich wird man sich
dann, aber natürlich erst wenn es
soweit ist, zum Abschuss ent-
schließen oder nicht. Es wird
dann egal sein, denn man kann
sich im Notfall ja noch immer auf

Wenn ich mich im Kollegen-
kreis umschaue, wie es mit Sport,
oder Selbstverteidigung aussieht
sowie mit „Körperumfang“,
dann braucht man sich manch-
mal über Gewalt gegen Polizei-
beamte nicht wundern. Des wei-
teren habe ich die Erfahrung ge-
macht, dass dieses Deeskala-
tionsgerede oft nicht wirkt. Man-
che Menschen suchen die kör-
perliche Auseinandersetzung.
Nur die meisten Kollegen wer-
den darauf nicht mehr vorberei-
tet. Da gibt es Pfefferspray in die
Hand, das dir als Wundermittel
verkauft wird, und gut ist es. Nur
wenn es nicht funktioniert, dann
eskaliert die Sache. Würde man
bei der Polizei regelmäßig Selbst-
verteidigung machen (z. B. Wing
Tschung) wäre sicherlich die
Verletzungsrate bei Polizeibeam-
ten eine andere. Wer es nicht
glaubt, sollte sich diese Kampf-
sportart mal ansehen!

Klaus Straatman, per Mail

den übergesetzlichen Notstand
zurückziehen, wie es auch schon
bei der Anordnung des finalen
Rettungsschusses getan werden
musste und den entsprechenden
POLIZEI-Einsatzleiter feuern,
wenn er etwas, wie auch immer,
„falsch“ gemacht hat.

Es ist nicht einfach ein Gesetz
zu verabschieden, das die Tötung
von Menschen rechtfertigen will.
Die Realitäten sind neu und be-
dürfen entsprechender Bewälti-
gungsstrategien, wie sie auch im-
mer aussehen werden. Der si-
cherlich gewollt provokativ ge-
machte Vorschlag, dann doch
auch Maschinengewehre gegen
friedliche Menschenmengen ein-
zusetzen, wenn sich Terroristen in
ihnen befinden, ist bei Einhal-
tung gewisser Formvorschriften
auch schon jetzt möglich, wenn
aus diesen Menschenmengen
heraus bestimmte Delikte began-
gen werden. Alternativen sollten
immer berücksichtigt werden,
rechtmäßige Entscheidungen
aber auch möglich sein.

Ulrich Schwedhelm, PK
Bersenbrück

darstellen. Und natürlich bringen
diese Anzeigen Ihrer Zeitung das
notwendige Geld, damit auch die
Finanzierung gewährleistet wird.
Mittlerweile kenne ich (mein
Bereich umfasst ungefähr ein
Drittel des Landes Rheinland-
Pfalz mit ca. 3.500 Beschäftigten)
eine ganze Reihe Kolleginnen
und Kollegen besonders in der
Alterstufe zwischen 25 und 40
Jahren, die weit über ihre Ver-
hältnisse gelebt haben und auch
noch weiter leben und für die
private Verschuldung ein zentra-
les Problem in ihrem Leben ge-
worden ist. Natürlich arbeiten
wir mit der Schuldnerberatung
zusammen, aber bis die einzelnen
Schicksale sich an die Seelsorger
oder die Sozialbetreuer wenden,
ist es oft viel zu spät und der
Schritt der Entschuldung exi-
stentiell kaum zu verkraften.
Auch solche Anzeigen können
dazu beitragen, dass betroffene
Kollegen noch weitere „Fässer“
versuchen aufzumachen.

Hartmut von Ehr, per E-Mail

und hoffe, dass ich immer wieder
gesund nach Hause fahren kann.

PS.: Lob für eure Zeitschrift
Deutsche Polizei, für euer Enga-
gement  und eure Aktionen

Markus Gerhold, PI Mitte/
PHW Kerpen
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TITEL SCHICHTDIENST

Arbeit gegen den Körperrhythmus
In Deutschland arbeitet
man in vielen Bereichen be-
reits rund um die Uhr. Seit
Anfang der neunziger Jahre
zeigen sich dabei in der
Bundesrepublik verstärkt
zwei gegenläufige Tenden-
zen: eine zunehmende tarif-
lich vereinbarte Arbeitszeit-
verkürzung und die Ausdeh-
nung der Betriebszeiten
durch längere Maschinen-
laufzeiten aufgrund der ho-
hen Investitionen und des
stärkeren Konkurrenz-
druckes. Die kürzeren Ar-
beitszeiten könnten eigent-
lich der Humanisierung der
Schichtarbeit dienen und
so die negativen
Begleiteffekte reduzieren.
Doch das Gegenteil ist der
Fall: Der gesellschaftliche
Wertewandel hin zur
Freizeitgesellschaft führt
sogar zu einer Ausdehnung
der Schichtarbeit – insbe-
sondere im Dienstleistungs-
bereich.

Für Schichtarbeit gibt es im
Wesentlichen technische, wirt-
schaftliche und Versorgungs-
gründe. So kann beispielsweise in
der chemischen Industrie und
der Stahlindustrie aus naturwis-
senschaftlich-technischen Grün-
den ein Produktionsprozeß nicht
einfach beendet werden.

Die Notwendigkeit von
Schichtarbeit im Versorgungs-
bereich ist ebenfalls unbestritten.
Hierzu gehören Krankenhäuser,
Versorgungsbetriebe (Gas, Was-
ser, Elektrizität, Entsorgung usf.),
Kommunikation, Verkehr (u. a.
Postbereich, Bahn), Sicherheit
(Polizei, Feuerwehr, Bundes-
wehr), Medien, Kultur (Rund-
funk, Fernsehen, Theater u. a.).

Bei Dienstleistungen im Frei-
zeitbereich (Restauration, Taxi,
Flugverkehr, Tankstellen, Frei-
zeiteinrichtungen u. a.) könnte
über die jeweilige Notwendigkeit
vor dem Hintergrund der Bela-

Schichtarbeit stellt grundsätzlich eine zusätzliche
Belastung für den Arbeitnehmer dar. Man arbeitet
schließlich gegen den Körperrhythmus. Doch die
moderne Gesellschaft fordert ihren Tribut – immer
mehr Bereiche verlangen Schichtarbeit.
Für die Polizei ist diese „widernatürliche Arbeitswei-
se“ seit Jahr und Tag zwingend. Um so mehr müs-
sen die negativen Begleitumstände weitestgehend
aufgefangen werden, damit sie so gering wie möglich
wirken können. DP will mit den Beiträgen in dieser
Ausgabe und weiteren Artikeln dabei helfen.

stungen durch Schichtarbeit zu-
mindest diskutiert werden.

Formen

In permanenten Schicht-
systemen arbeitet der Arbeitneh-
mer nur in einer bestimmten
Schicht. Dies ist zum Beispiel
sehr belastend bei Dauernacht-
schichten, wie sie häufig im
Krankenhausbereich, in der Re-
stauration, aber auch in der Au-
toindustrie üblich sind.

Bei wechselnden oder rotie-
renden Systemen wird in zwei bis
vier Schichten gearbeitet.

In Europa und der Bundesre-
publik stehen
diese Schicht-
systeme im
Vordergrund.
Von kontinu-
ierlicher Arbeit
spricht man,
wenn unter
Einschluss von
Nachtarbei t
auch samstags
und sonntags
g e a r b e i t e t
wird.

Weiterhin
unterscheidet
man u. a. re-
g e l m ä ß i g e
Schichtsysteme
(Anfangs- und
Endzeiten lie-
gen fest) und
u n r e g e l m ä -
ßige Schichtsys-
teme.

Folgen
Ein arbeitswissenschaftlich

ungünstig gestaltetes Schicht-
system (z. B. lange Nachtzeit-
blöcke, Rückwärtsrotation,
Gesamtschichtblöcke über mehr
als sieben  Tage, lange Früh-, und
Spätschichtblöcke, nur einmal im
Monat freie Wochenenden,)
wirkt kurzfristig in Form von
Ermüdung und beeinträchtigtem
Wohlbefinden, langfristig durch
Gesundheitsschädigungen.

Dabei kann vor allem Nacht-
arbeit zu Gesundheitsstörungen
führen, Spätschicht und Wochen-
endarbeit können insbesondere
soziale Folgen haben für die gan-

ze Familie, für die Teilnahme am
gesellschaftlichen, politischen
Leben und für die individuelle
Freizeit.

Betroffen sind aber immer
auch die Partner, die Familien.
Im Grunde werden fast alle Le-
bensbereiche, soziale Beziehun-
gen, die Freizeitgestaltung, die
Weiterbildung etc. durch die
Schichtarbeit beeinflußt.

Der Körperrhythmus

Die tieferen Gründe für beson-
dere Belastungen des Menschen
durch Nachtarbeit und Schichtar-
beit hängen zusammen mit der
Circadianrhythmik physiologi-
scher Systeme (Tag-Nacht-
Rhythmus). Alle Körper-
funktionen des Menschen unter-
liegen einer Tages- und Nacht-
periodik. Sie haben einen Tages-
gang, d.h. ein Maximum und ein
Minimum innerhalb von 24 Stun-
den. Dieser 24-stündige Lebens-
rhythmus ist dem Menschen an-
geboren. Er „schaltet” den Kör-
per mit seiner Vielzahl von kör-
perlichen Funktionen am Tage
auf Leistungsabgabe, in der Nacht
auf Erholung und Ruhe. Die Kör-
pertemperatur beispielsweise ist
am Tage hoch, nachts sinkt sie ab.
Am Tage schlägt das Herz schnel-
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ler als in der Nacht. Der Ver-
dauungstrakt ist am Tage auf Nah-
rungsaufnahme eingestellt,
nachts normalerweise auf Ruhe.

In engem Zusammenhang mit
diesen körperlichen Tagesrhyth-
men steht der Verlauf der

menschlichen Leistungsbereit-
schaft über den 24-Stunden Tag
(siehe Abbildung). So ist bei-
spielsweise die Leistungsfähig-
keit auf ihrem Tageshöhepunkt
etwa 9.00 Uhr morgens um ca.
40 % höher als die durchschnitt-
liche tägliche Leistungsfähigkeit
des Menschen. Im Verlaufe der
Nacht fällt das Leistungsvermögen
weit unter die Tageswerte und
auch die durchschnittliche Lei-
stungsfähigkeit. Mit der sinken-
den Leistungsfähigkeit eines
Menschen kann eine Zunahme

der Fehler-
häufigkeit und
die Zahl mögli-
cher Unfälle
einhergehen.

Der Tag-
Nacht-Rhyth-
mus läuft ohne
w e s e n t l i c h e
Einwirkungs-
möglichkeiten
des Menschen
ab. Eine Um-
stellung dieses
C i r c a d i a n -
rhythmus er-
folgt nur, wenn
der Mensch in
andere Zeit-
systeme wechselt. Muß aber eine
Person im Schichtdienst arbeiten,
so kann sie selbst durch häufige-
re aufeinanderfolgende Nacht-
schichten diese wohlgefügte
Ordnung nicht vollständig um-
kehren. Der Schichtarbeiter lebt
deshalb gegen den Körper-

rhythmus von Aktivität und
Schlaf. Dieses Arbeiten und
Schlafen gegen die „innere Uhr”
stellt die eigentliche Belastung
bei Nacht- und Schichtarbeit dar.

Auswirkungen dieser objekti-
ven Belastung und der subjekti-
ven Beanspruchung können sein:
Befindlichkeitsstörungen wie
Schlafstörungen, Magen- und
Darmbeschwerden, vegetative
Beschwerden, Einschränkungen
der Leistungsfähigkeit und im
schlimmsten Falle auch deutliche
Beeinträchtigungen der Gesund-

heit – wie erhöhte Anfälligkeit
für jahreszeitliche Erkrankun-
gen, ernsthafte Magen-Darm-
Beschwerden in Form von Ma-
gen-Darm-Geschwüren und zu-
nehmende Herz-Kreislauf-Be-
schwerden.

Gegen negative Auswir-
kungen der Schichtarbeit

Um negativen Auswirkungen
vorzubeugen, ist der effektivste

Arbeitszeitgesetz

Die Arbeitszeit
der Nacht- und
Schichtarbeitnehmer
ist nach den gesicher-
ten arbeitswissen-
schaftlichen Erkennt-
nissen über die men-
schengerechte Gestal-
tung der Arbeit
festzulegen.

Arbeitszeitgesetz in § 6 Abs. 1

Feste Dienstzeiten wer-
den langfristig ver-
schwinden. In jüngerer
Zeit gehen nur noch
15 % aller Arbeit-
nehmer(innen) mon-
tags bis freitags zu
gleichen Zeiten zur Ar-
beit. Im Rahmen von
Tarifverträgen arbeiten
nur noch ca. 50 % aller
Arbeitnehmer offiziell
zwischen 35 und 38
Stunden.Von 36,6 Mil-
lionen Erwerbstätigen
in Deutschland arbeite-
ten im Jahre 2000
rund 2,67 Mio. Men-
schen (etwa 7 %) in
Schichtarbeit.

Ansatzpunkt das Schichtsystem,
also die Schichtpläne an sich.
Denn sie bestimmen maßgeblich
den Arbeits- und Lebensrhyth-
mus des Schichtarbeiters. Das
Arbeitszeitgesetz fordert bei ih-
rer Aufstellung den gesicherten
arbeitswissenschaftlichen und ar-
beitsmedizinischen Erkenntnis-
sen Rechnung zu tragen. Solche
überprüften Schichtpläne kön-
nen heute schnell und effektiv mit
Hilfe von PC-Programmen er-
stellt und angepaßt werden.

Schichtpläne sind beispielswei-
se dann günstig, wenn die Anzahl
der hintereinander liegenden
Nachtschichten möglichst klein
ist und wenn die Schichtpläne
vorwärts rotiert sind. Sind die
Schichtpläne optimiert, können
sich Schichtdienstler durch zu-
sätzlich verändertes Verhalten in
den Bereichen Schlaf, Essen, Fa-
milie und Freizeit vor weiteren
Nachteilen einer langjähriger
Schichtarbeit besser schützen,
damit Schichtarbeit am Ende
möglichst minimalste Belastun-
gen mit sich bringt. Denn auch
wenn – wie anfangs erwähnt – seit
den neunziger Jahren die Ten-
denz zu kürzeren Arbeitszeiten
registriert werden konnte, gegen-
wärtig läuft die Diskussion wie-
der in eine andere Richtung: län-
gere Wochen- und Lebens-
arbeitszeiten. Und in einigen
Ländern ist die Polizei davon be-
reits akut betroffen.

 W. Schweflinghaus &
D. M. DeVol
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Schichtplangestaltung ist die
effektivste Möglichkeit, die nega-
tiven Auswirkungen der Schicht-
arbeit zu mildern. Ein arbeitswis-
senschaftlich gestaltetes Schicht-
system bewirkt eine Verringe-
rung der Schlaf- und sonstigen
Gesundheitsbeeinträchtigungen,
bringt Verbesserungen im priva-
ten Bereich, verhilft zu mehr Lei-
stung während der Arbeitszeit
und verhindert zudem soziale
Isolation. Die Empfehlungen zur
Gestaltung von Schichtplänen
lassen sich bei einer Arbeitszeit
von z. B. 35 Wochen-Stunden
nicht alle gleichzeitig realisieren.
Es müssen Prioritäten festgelegt
und Kompromisse gesucht wer-
den. In die Gestaltung der
Schichtpläne sollten die Betrof-
fenen einbezogen werden.

Wann Schichten am
wenigsten belasten:

1. Die Anzahl der hinterein-
anderliegenden Nachtschichten
sollte möglichst klein sein (ma-
ximal drei, eventuell vier).

Auch Früh- und Spätschichten
sollten schnell rotieren. Es ist
besser, wenn das Schlafdefizit
sich nur über einen, zwei oder
maximal drei Tage aufbaut.
Nachtschichten sollten möglichst
früh enden. Bei circadianer
Rhythmik besteht die Tendenz
des Organismus, den Schlaf um
die Mittagszeit abzubrechen. Bei
einem frühen Ende der Nacht-
schicht kann die Schlafdauer ggf.
verlängert werden.

Einer Nachtschichtphase sollte
eine möglichst lange Ruhephase
folgen – keinesfalls weniger als 24
Stunden, besser zwei Tage.

2. Der Vorwärtswechsel sollte
bevorzugt werden.

Der Vorwärtswechsel (FSN)
entspricht dem natürlichen
circadianen Rhythmus der

Empfehlungen zur
Schichtplangestaltung

Kriterien
für einen
optimierten
Schichtplan
•Anzahl der Nacht-
schichten hintereinan-
der (maximal drei, höch-
stens vier),

•Vorwärtsrotation
(Frühschicht, Spät-
schicht, Nachtschicht),

• zwei freie Tage nach
der Nachtschicht,

•max. fünf bis sieben
Arbeitstage hinterein-
ander arbeiten,

•möglichst nicht mehr
als drei Früh- bzw. Spät-
schichten hintereinander,

•möglichst viele freie ge-
blockte Wochenenden,

• Zusatzschichten in der
Freizeit vermeiden

SCHICHTDIENST

Dr. Wolf-
gang
Schwefling-
haus, geb.
1946,
Studium
der Psycho-
logie in
Bochum,

Diplom 1976, Promotion
1982. Von 1983 bis 1991
wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Institut für Arbeits-
physiologie an der Universi-
tät Dortmund, seit 1992
beim RWTÜV zunächst im
Bereich Arbeitspsychologie,
Ergonomie, von 1995 bis
heute als freier Mitarbeiter
im Medizinisch-Psychologi-
schen Institut tätig als
Verkehrspsychologe und
arbeitswissenschaftlich im
Bereich Forschung, Entwick-
lung, Personalberatung.

Dr. Don M.
DeVol, geb.
1952,
Studium
der Psycho-
logie in
Bochum
und an der
Ohio State
University,

Diplom 1976, Promotion
1982. Von 1983 bis 1985
Wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Institut für Arbeits-
physiologie an der Universi-
tät Dortmund, seit 1986
beim RWTÜV zunächst als
verkehrspsychologischer
Gutachter, von 1993 bis
2001 Leiter der Medizi-
nisch-Psychologischen
Untersuchungsstellen Es-
sen, Duisburg und Geldern,
seit 2002 Leiter des Berei-
ches Forschung, Entwick-
lung, Personalberatung.

Die Autoren

Körperfunktionen. Die Vor-
wärtsrotation macht den Tag
„länger”, die Rückwärtsrotation
(NSF) „kürzer”. Wenn beim
Wechsel von FRÜH auf FRÜH
die „normallange” Arbeitspause
16 Stunden beträgt, so ist sie
beim Wechsel von FRÜH auf
SPÄT schon 24 Stunden lang
(Vorwärtswechsel). Dagegen
beim Wechsel von SPÄT auf
FRÜH (Rückwärtswechsel) nur
8 Stunden.

3. Die Anzahl der hintereinan-
der liegenden Frühschichten soll-
te möglichst klein sein.

Auch die Zahl der Frühschich-
ten in einem Block sollte drei
nicht überschreiten. Der Schlaf
vor Frühschichten ist zumeist
recht kurz, so dass es auch zu
Schlafdefiziten kommt. Auch
sollte die Frühschicht möglichst
nicht zu früh beginnen (optimal
ca. 8.00, evtl. flexible Schicht-
wechselzeiten). Denn je später
die Frühschicht beginnt, desto
geringer kann das Schlafdefizit
werden. Die Frühschicht sollte
nicht zur „Nachtschicht“ werden.

4. Geblockte Wochenend-
freizeiten sollten gewährt wer-
den.

Unter „geblockten Wochen-
endfreizeiten“ versteht man zwei
zusammenhängend freie Tage
am Wochenende, so z. B.: Freitag
und Samstag, Samstag und Sonn-
tag oder Sonntag und Montag.
Die Wochenendfreizeit hat einen
besonderen Freizeitnutzenwert.
Soziale Isolation kann so vermie-
den werden.

5. Wenn möglich, sollte die
Schichtdauer von der Arbeits-
schwere abhängig sein.

Zugunsten individueller Vor-
lieben sollte auf starre Anfangs-
zeiten verzichtet werden. Opti-
mal wäre ein flexibler Schicht-
zeitbeginn, um der unterschied-
lichen Belastbarkeit der Mitar-
beiter (z. B. Alter) und den eige-
nen Neigungen (z. B. „Morgen-
muffel“) und individuellen Vor-
aussetzungen (z. B. lange An-
fahrtswege) Rechnung zu tragen.

6. Anhäufungen von  Arbeits-
zeiten sind zu vermeiden.

Das würde zu einer über-
durchschnittlichen Ermüdung
führen. Je größer die Anhäufung
von Arbeitszeiten, desto längere
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Das wirkliche Leben oder
Schichtdienst in der Polizei

Es ist Samstag, gegen Abend,
im Ersten Programm läuft bald
die Sportschau. Die Kinder kom-
men von ihren Freunden zurück
und haben Hunger. Papa sitzt in
der Küche und trinkt Kaffee,
schwarz, heiß und ohne Zucker.
Die Kinder streiten sich über das
Fernsehprogramm und Papa
packt seine Sachen, denn er hat
Nachtdienst. Er hat zwar etwas
geschlafen, aber die Nachbarn
haben ihre Garten- und Hausar-
beiten erledigt, weshalb es ziem-
lich laut war und er keinen tie-
fen Schlaf finden konnte.

Zur gleichen Zeit in einer an-
deren Stadt sitzt eine junge Frau
in ihrer Küche und trinkt eben-
falls Kaffee, allerdings mit Zu-
cker und Milch und raucht schon
die zweite Zigarette. Sie hat ge-
rade das Telefon zur Seite gelegt,
denn Freunde wollten zum Grie-
chen und einen gemütlichen
Abend verbringen. Sie musste
absagen, denn auch sie hat
Nachtdienst.

Beide müssen zum Nacht-
dienst in einem Polizeirevier.
Nichts ungewöhnliches, denn die
polizeiliche Klientel handelt
rund um die Uhr. Zugegeben,
beide können sich eigentlich
nichts anderes als Streifendienst
vorstellen, doch die Entbehrun-
gen sind enorm. Mit Freunden
weggehen, das Wochenende mit
der Familie verbringen, auch mal
spontan auf Einladungen reagie-
ren, das gibt es nicht. Man denkt
nicht in Tagen, sondern im
Schichtrhythmus. Die Kollegin
war im Handballverein, doch re-
gelmäßiges Training macht der
Schichtdienst unmöglich. Als die
Kinder klein waren, hatte
Schichtdienst auch Vorteile, aber
jetzt gehen sie zur Schule und
schon fangen die Probleme an.
Die Kinder können keine Freun-
de mit nach Hause bringen, wenn
Papa zum Nachtdienst muss,
denn er muss ja schlafen. Auch
der Job der Ehefrau müsste an
den Schichtrhythmus angegli-

chen werden, aber dies ist am
heutigen Arbeitsmarkt kaum
machbar. Vor allem, wenn noch
Zusatzeinsätze oder andere
Dienste hinzukommen.

Was der Nachtdienst bringen
wird, wissen beide nicht. Es kann
sein, dass alles ganz ruhig abläuft,

doch eine Samstagnacht ver-
spricht eher das Gegenteil.

Als beide auf ihren Dienststel-
len eintreffen, liegen schon zahl-
reiche Aufträge vor und sogleich
werden die Fahrzeuge besetzt
und bis ca. 1.00 Uhr von Einsatz
zu Einsatz gefahren. Als etwas
Ruhe einkehrt, fährt man zur
Dienststelle, denn man muss ja
eine Menge zu Papier bringen. Ir-
gendein Kollege fragt, wer denn
noch eine Pizza möchte. Pizza
mitten in der Nacht ist sicher
nicht gerade die gesündeste
Mahlzeit, aber was soll es, der
Hunger treibt’s rein. Dazu gibt es
Kaffee oder Cola.

Die Pizza muss warten, denn
es kommt eine Schlägerei rein
und alle müssen raus. Wieder ca.
20 Kilometer mit Blaulicht und

Martinshorn, Adrenalinspiegel
hoch, der Puls rast und die An-
spannung steigt. Was kommt auf
mich zu? Kommt die Verstär-
kung? Vor Ort das alte Lied. Alle
wissen Bescheid, keiner hat et-
was gesehen, alle wissen es bes-
ser und betrunken sind minde-
stens 2/3 der Beteiligten.

Nach ca. 1 Stunde ist alles vor-
bei. Personalien notiert, Verletz-
te vom DRK versorgt, Fahn-
dungsansätze gleich null, also
zurück zum Revier. Jetzt sind
Meldungen zu schreiben, es ist
fast 3.00 Uhr. Die Augen werden
müde, die Konzentration lässt
nach. Die Meldungen sind gera-
de geschrieben, die sechste Tas-
se Kaffee getrunken, als ein
schwerer Unfall gemeldet wird.
„Person im Fahrzeug einge-
klemmt“.

Wieder das volle Programm,
Adrenalin in die Höhe und mit
Blaulicht und Martinshorn zur
Unfallstelle. Dort Unfall-
aufnahme mit Vernehmung,
Blutprobe, Fotos von der Unfall-
stelle und Verständigung der
Angehörigen (Glück im Un-
glück, die Beteiligten wurden nur
verletzt). Auf dem Weg zurück

Die polizeiliche Klientel handelt rund um die Uhr – das fordert
„angepasstes Arbeiten”.

Zeit wird zur Erholung des Or-
ganismus benötigt.

Zwischen zwei Schichten soll
eine Pause von mindestens elf
Stunden gewährt werden (§12
Abs. 1 AZO). Nach der letzten
Nachtschicht empfiehlt sich eine
noch längere Pause. Ungünstig
sind deshalb die Modelle Nacht-
frei-Früh und Nacht-frei-Nacht.

Alternative bei leichter körper-
licher Arbeit oder Überwach-
ungsarbeiten: z. B. 12 Std. Arbeit –
12 Std. Arbeit –Frei – Frei.

Ebenso sind häufige Wochen-
arbeitszeiten zu vermeiden. Es
wird eine um so längere Zeit (aus
dem Freizeitblock) benötigt, um
die Ermüdung abzubauen, wo-
durch zugleich die tatsächlich
freie Zeit geringer wird.

7. Kurzfristige  Schichtplanän-
derungen vermeiden.

Wird die durchschnittliche Ar-
beitszeit mit Frei- und Zusatz-
schichten kombiniert, um die ta-
rifliche Arbeitszeit zu erreichen,
sollte dies nicht kurzfristig ge-
schehen, um die Planbarkeit der
individuellen Freizeit zu erhal-
ten. Dies gilt auch für Überstun-
den oder unregelmäßige Dienst-
einteilungen. Übersichtlichkeit
des Schichtplans ist wünschens-
wert.

8. Mindestens ein freier
Abend pro Woche  zwischen
Montag und Freitag.

Die sozial wirksame Freizeit
liegt zu einem großen Teil auch
abends unter der Woche. Zeit, die
gebraucht wird, einen Abend mit
Familie oder Freunden zu ver-
bringen bzw. am sozialen Leben
(Vereine, politische Parteien usf.)
teilnehmen zu können.

 W. Schweflinghaus &
D. M. DeVol

Quellen:
Dr. W. Schweflinghaus, Medizi-
nisch-Psychologisches Institut,
RWTÜV AG
Dr. med. Herrmann, Gewer-
beärztlicher Dienst am Gewerbe-
aufsichtsamt, Würzburg
Prof. Dr. Ing. P. Knauth, Univer-
sität Karlsruhe
Beate Beermann, Bundesanstalt
für Arbeitsschutz, Dortmund

SCHICHTDIENST
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www.optischicht.de

zur Dienststelle kommt noch
eine Hausstreitigkeit rein.

Jetzt aber an den PC und alles
schreiben. Pech, da sitzt schon
jemand. Also warten, den Rest
der kalten Pizza essen und um
5.30 Uhr kommt man dazu, alles
auf das Papier zu bringen. Das
Rechtschreibprogramm leistet
Höchstleistung, denn die Flüch-
tigkeitsfehler sind enorm.

Um 6.00 Uhr kommt der Früh-
dienst. Das war‘s. Eine kurze
Übergabe, noch ein kleines Bier
und dann ab nach Hause. Es ist
Sonntag. Papa freut sich auf's
Bett. Die Kollegin auch. Doch
Papa kann bloß bis 11.00 Uhr
schlafen, dann wollen seine Kin-
der in den Zoo. Die Kollegin hat
eine Familienfeier und muss spä-
testens um 12.30 Uhr im Lokal
sein. Ausgeschlafen hat keiner.

Der Montag wäre zwar frei,
aber es ist eine Demo in der Stadt

und die beiden müssen zum Ein-
satz. Keine Zeit für Entspan-
nung, Familie und Freunde. So
geht es schon seit Monaten. Die
freien Tage sind fast alle durch
Sondereinsätze oder Unter-
stützungsdienst bei anderen
Dienstgruppen ausgebucht.

Dies ist nur ein kleiner Aus-
schnitt, wie der Schichtdienst in
diesem Land die Polizistinnen

und Polizisten fordert (übrigens
auch die Angestellten im
Schichtdienst).Der menschliche
Organismus macht das alles nur
eine gewisse Zeit unbeschadet
mit. Man wird gereizt und ist oft
ungenießbar. Im schlimmsten
Fall wird man krank. Die beson-
deren psychischen und physi-
schen Anforderungen im
Schichtdienst sind wissenschaft-
lich belegt. Allerdings scheint das
niemanden so richtig zu interes-
sieren – so hört man aus den
Reihen der Schichtdienstler.

Richtig ist, dass man sich bei
der Politik und der Ministerial-
bürokratie dies alles nicht recht
vorstellen kann oder will. Rich-
tig ist auch, dass das Durch-
schnittsalter im Schichtdienst
immer höher wird. Es gab Zei-
ten, da waren 55-jährige im
Schichtdienst Exoten. Heute ge-
hört dies zur Normalität.

Falsch ist die Annahme, dass

dies niemand interessiert, wenn
man es auf die GdP bezieht.

Der GdP-Bundesfachaus-
schuss Schutzpolizei hat ein Po-
sitionspapier mit bestimmten
Eckpunkten ( siehe Seite 12) er-
arbeitet, das auf dem letzten
GdP-Bundeskon-gress 2003 in
Magdeburg seine höchstmögli-
che Absegnung bekam: Es wur-
de von den Delegierten ange-
nommen.

Doch damit nicht genug. Die
verantwortliche Politik wurde
mit diesem Thema mehr als ein-
mal konfrontiert. So wurden z.B.
in Baden-Württemberg im Au-
gust 2003 der Ministerpräsident
Erwin Teufel (CDU), der Innen-
minister Thomas Schäuble
(CDU) und die Landesvorsitzen-
de der SPD, Ute Vogt, ange-
schrieben und um einen offenen
Meinungsaustausch zum Thema
„Schichtdienst“ gebeten.

Der Ministerpräsident ließ der
GdP kurz und knapp mitteilen,
“momentan gibt es weder Be-
schlüsse der Landesregierung zu
einer Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit im Polizeibereich,
noch sind Rentenabschläge ge-
plant. In der Diskussion ist aller-
dings die Frage, ob die Lebens-
arbeitszeit auf freiwilliger Basis
verlängert werden kann, was ja
einigen Beamten in Bezug auf
die Ruhegehaltsfähigkeit ihres

Gehalts auch entgegenkommen
könnte.“ (In der Schule hätte
man gesagt „ Thema verfehlt, set-
zen sechs!“)

Der Innenminister hat über-
haupt nicht reagiert. Schlimmer
noch ist aber die Tatsache, dass
er seinem Landespolizei-
präsidenten mitteilen lässt, dass
die Gewerkschaften hinsichtlich
Arbeitszeit und eventueller neu-
er Gedanken eine völlige

Blockadehaltung eingenommen
hätten.

Die SPD-Landesvorsitzende
Ute Vogt (zugleich Staatssekre-
tärin im Bundesinnenministeri-
um) hat bisher auch nicht rea-
giert.

Dies zeigt, dass man sich sei-
tens der Politik dem Thema
„Schichtdienst“ bisher zumin-
dest nicht annehmen möchte.

        Rüdiger Seidenspinner

Tag und
Nacht konzen-
triert und
kompetent
in der
Leitstelle.

Fotos (2):
Wesseling
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Die GdP fordert für die im Schichtdienst
tätigen Polizistinnen und Polizisten und Angestellte
folgende Mindeststandards:

Ständige Optimierung
des Arbeitsumfeldes;

Das beinhaltet Räumlichkei-
ten, deren Ausstattung etc.

Das Arbeitsumfeld muss
stimmen und somit die techni-
schen und sachlichen Ausstat-
tungen. Bisher wurde oft auf
die Improvi-sationsfähigkeit
der Betroffenen gebaut. Ein
Aufenthaltsraum z. B. darf nicht
den Charakter einer billigen
Bahnhofskaschemme haben.
Wo gibt es bei der Polizei z.B.
einen „Relaxing-Room” wo die
Beschäftigten mal für 10 Minu-
ten abschalten können.

Sicherheit und Trans-
parenz für die Lebens-
planung in zeitlicher
und örtlicher Hinsicht

Die im Schichtdienst beschäf-
tigten Kolleginnen und Kollegen
sollen längerfristige Planungs-
sicherheit hinsichtlich der zeit-
lichen Abfolge haben. Dazu ge-
hört auch, dass zusätzliche Dien-
ste auf ein Minimum reduziert
werden, denn gerade die Frei-
phasen dienen der Regenerie-
rung der verbrauchten Ressour-
cen. Notwendige Sondereinsät-
ze sind, sofern möglich, an den
Ruhephasen zu orientieren. Ne-
ben den dienstlichen Bedürfnis-
sen müssen die Bedürfnisse der
Beschäftigten zumindest gleich-
rangig behandelt werden.

Volle inhaltliche Übertra-
gung der europäischen
Richtlinien zur Arbeitszeit

Seit dem 20. August 1996
steht dem gesamten staatlichen
Hoheitsbereich, also auch den

Beamten, mit dem Gesetz zur
Umsetzung der EG-Rahmen-
richtlinie Arbeitsschutz und wei-
terer Arbeitsschutzrichtlinien,
ein „einklagbarer“ Arbeitsschutz
zur Verfügung, der auch Grund-
lage für arbeitsbedingte Erkran-
kungen aus der Problematik des
Schichtbetriebs heraus bildet.

Psychosoziale Betreuung
durch Fachkräfte

Betrachtet man allein die An-
zahl der Scheidungen, Alkohol-
erkrankungen und Medikamen-
tenabhängigkeit, wird sehr
schnell klar, dass es Zusammen-
hänge mit dem Schichtdienst
gibt. Daher müssen Betreuungs-
konzepte aufgelegt werden, die
dem Einzelnen professionelle
Hilfe ermöglichen.

Ständige arbeitsmedizini-
sche Betreuung durch
besonders qualifizierte
Ärzte/Polizeiärzte

Dazu gehören u.a. Vorsorge-
kuren und Freiräume, die es ei-
nem Schichtler ermöglichen, sich
zu reaktivieren.

Keine geteilte Schichten

Es ist bekannt, dass es Zeiten
im Dienstbetrieb gibt, in denen
eine höhere Präsenz erforderlich
ist, als zu anderen Zeiten. Doch
Gedanken, die Schichtdienst-
leistenden dann nur für die Zei-
ten verstärkt im Dienst zu halten
und dann bei einer Lagebe-
ruhigung wieder nach Hause zu
schicken sind abzulehnen. U.a.,
weil bei der gesamten Diskussi-
on um lagebildorientierte Ar-
beitszeit oft vergessen wird, dass
bestimmte Dinge nach wie vor zu
Papier gebracht werden müssen.

Der ausschließlich am Lagebild
ausgerichtete Schichtdienst ist
zudem einem „normalen“ Fami-
lienleben mehr als abträglich.

Faktorisierung der
Schichtarbeit

Damit ist gemeint, dass die
Zeiten im Schichtdienst mit ei-
nem noch festzulegenden Faktor
mit der Arbeitszeit (egal ob Wo-
chen-, Jahres- oder Lebensar-
beitszeit) multipliziert werden.
Somit würde jeder, der bei der
Polizei Schichtdienst geleistet
hat, diese Zeit in irgendeiner
Weise berücksichtigt bekommen.

Die Mehrbelastung des Kör-
pers und der Psyche bis zu einem
bestimmten Alter, wäre arbeits-
wissenschaftlich nur zu rechtfer-
tigen, wenn sie mit einem sehr
frühzeitigen Ausscheiden aus
dem Schichtdienst und einer ad-
äquaten Regelung für die Zur-
ruhesetzung einhergeht.

Darüber hinaus ist erforder-
lich, erschwerte Dienstver-
richtung entsprechend finanziell
zu honorieren, z.B. durch

• DUZ: 5 Euro Zuschlag pro
Stunde mindestens

• DUZ: Neudefinition der ab-
zugeltenden Zeiträume

• Volle Gewährung der
Schichtzulage.

Zweckmäßige Ersatz-
verwendung außerhalb
des Schichtdienstes auf
Antrag

In vielen Ländern werden die
schichtdienstleistenden Kollegin-
nen und Kollegen ab dem 50. Le-
bensjahr befragt, ob sie in den
Tagesdienst wechseln wollen. Oft
wird dies in der jüngsten Zeit
verneint, da es finanzielle Nach-
teile bedeutet. Aber genauso oft

stehen hierfür keine Stellen zur
Verfügung. Wäre die Faktori-
sierung an die Pflicht gekop-
pelt, Nichtschichtstellen bereit-
zustellen, würden die Antwor-
ten trotz finanzieller Einbuße
sicher anders aussehen.

Veränderungen des
Schichtdienstes
zunächst nur versuchs-
weise

Dieser Punkt resultiert aus
den Forderungen „Sicherheit
und Transparenz für die
Lebensplanung in zeitlicher
und örtlicher Hinsicht”. Sollten
andere Gründe für die Ver-
suchsphase vorliegen, so müs-
sen diese den Betroffenen be-
kannt sein. Vor allem kann
nicht jeder PD-Leiter ständig
neue Arbeitszeiten ausprobie-
ren. Dies steht eindeutig gegen
die erforderliche Sicherheit und
Transparenz für die Lebens-
planung.

Regelmäßige
Vorsorgekuren

Sie dienen dazu, die besonde-
ren Anforderungen an Gesund-
heit und Psyche zeitig genug auf-
zufangen, damit möglichst kei-
nerlei ernsthaften gesundheitli-
chen Schäden entstehen.

Intensive Einbeziehung
der Betroffenen

Ein von „oben“ aufgesetztes
Schichtmodell wird nie die Ak-
zeptanz erreichen, wie ein von
den Betroffenen erarbeitetes
Modell. Eine ergebnisorien-
tierte Diskussion aller Gefor-
derten ist dafür beste Voraus-
setzung.

Rüdiger Seidenspinner
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Tag und Nacht essen
Angepasste Ernährung kann manches leichter machen

Wer Schichtdienst leistet, weiß in der Regel ein Lied von
den Belastungen zu singen. Dazu gehört oft auch eine
nicht gerade optimale Ernährung. Nun ist richtiges Essen
nicht das Mittel schlechthin, um die Probleme mit der
Schichtarbeit in den Griff zu bekommen, kann aber be-
stimmte Belastungen und negative Begleiterscheinungen
stark mindern. Noch dazu mit wenig Aufwand.
DP bietet daher gemeinsam mit dem Richtig Essen-Insti-
tut etliche Tipps für die Ernährung im Schichtdienst und
eine kritische Begutachtung der individuellen Ernährungs-
situation mit spezieller Beratung an (s. Seite 17/18).

Als Schichtarbeiter kennt man
im Wesentlichen seine Ernäh-
rungssünden, aber die Umstän-
de sind nun mal so. Und vielleicht
ist das ja auch gar nicht so
schlimm. Es geht nun mal nicht
anders – redet man sich gut zu
und verdrängt die Sache immer
wieder. Aber im Stillen weiß
man, es ginge doch anders, wenn
man etwas bewußter ans Essen
ginge ...

Jede Wette: Die Leistungsfä-
higkeit steigt bei optimaler Er-
nährung, Nachttiefs sind besser
zu verkraften, der Schlaf wird
sich verbessern und die Verdau-
ung bekommt auch den nötigen
Anstoß – das müßte doch eigent-
lich Motivation genug sein, sich
ein wenig näher mit dem Thema
zu befassen.

Selbstverständlich sind ein
Döner, eine Pizza, ein halbes
Huhn und die Fritten-Portion
einfacher zu bekommen, als wür-
de man sich das Essen zu Hause
„vernünftig“ zusammenstellen.
Die individuellen Vorlieben sol-
len ja auch gar nicht gänzlich ver-
schwinden, sie sind schließlich
ein Stück Lebensqualität. Aber,
sie nicht täglich konsumieren, sie
auch einmal kritisch zu hinterfra-
gen, das ist doch sicher machbar.

Man sollte sich vergegenwär-
tigen, dass der ständige Wechsel
der Arbeitszeiten höhere Lei-
stungen vom Organismus fordert
als ein geregelter Tagesdienst.
Wird aber höhere Leistung ver-
langt, jedoch der Input vernach-
lässigt, ist man empfänglicher für

Gesundheitsstörungen. Das
Organsystem ist anfälliger, da der
Körper alle Kraft mobilisieren
muss, die geforderte Leistung zu
bringen. Das hat auf Dauer
Folgen.

Bei einer Befragung des
„Richtig Essen-Instituts“ klagten
90 % der Polizistinnen und Poli-
zisten über Gesundheitsstörun-
gen, die subjektiv dem Schicht-
dienst zugeordnet wurden. Dabei
wurde die Nachtschicht von 44 %

der Befragten als die ungesünde-
ste Schicht empfunden, dicht ge-
folgt vom Frühdienst (33 %).

Bei den genannten Gesund-
heitsstörungen handelt es sich
um Schlafstörungen, Erkrankun-
gen des Magen-Darm-Trakts
(Verdauungsstörungen, Magen-
probleme, Sodbrennen etc.), Er-
krankungen des Herz-Kreislauf-
Systems (Bluthochdruck, Fett-
stoffwechselstörungen, Herz-
probleme etc.), Gewichtspro-
bleme, Kopfschmerzen und ner-
vöse Ermüdungserscheinungen.

Warum stresst Schicht-
arbeit besonders?

Alle genannten Gesundheits-
störungen treten natürlich auch
bei Tagarbeitern auf. Erkrankun-
gen des Herz-Kreislauf-Systems
stehen an zweiter Stelle der
Krankheitshäufigkeiten (nach
der Karies) und mit dem Über-
gewicht hadern bereits 51 % der
Erwachsenen in Deutschland.
Bei Schichtarbeitern kommen
die Gesundheitsstörungen je-
doch häufiger vor. Sie werden
beeinflusst durch den Rhythmus-
wechsel und den damit verbun-
denen ständigen Anpassungen
des Organismus.

Der menschliche Organismus
arbeitet nach einem angebore-
nen Tag-Nacht-Rhythmus über
24 Stunden, der sich  nur schwer
beeinflussen lässt. Ihm sind phy-
siologische Vorgänge unterge-
ordnet, z. B. Körpertemperatur,
Herzschlag, Blutdruck, Verdau-
ung und Hormonsystem. Das

heißt, es gibt Zeiten in denen die
Körperfunktionen „auf Hoch-
touren laufen“ und solche, in de-
nen sie reduziert ablaufen. Am
Tag ist die Leistungsbereitschaft
am höchsten. Nachts ist die Pha-
se der Regeneration: Puls und
Blutdruck sinken ab, die
Verdauungsleistung ist reduziert,
das Wärmebedürfnis erhöht.

Die meisten Schichtarbeiter
ignorieren die körperlichen Ge-
gebenheiten durch den Bio-
rhythmus. Sie essen nachts die
gleichen Lebensmittel wie tags-
über. Nachts ist aber die Ver-
dauungsleistung vermindert: Der
Körper produziert weniger Ma-
gensäure und Verdauungs-
enzyme und kann somit z. B. fett-
reiche Speisen schlechter ver-
dauen als am Tag. Verdauungs-
störungen und/oder Magen-
schmerzen sind vorprogram-
miert. Auch eine Gewichtszunah-
me im Schichtdienst wird durch
die Missachtung des Biorhyth-
mus verstärkt,  aber nicht aus-
gelöst.

Richtig essen –
die Grundlage

Wer ein paar Grundlagen be-
achtet, erreicht  schon eine gan-
ze Menge für die tägliche und
nächtliche Leistungsfähigkeit.
Man braucht keinen vorgefertig-
ten Speiseplan einzuhalten, um
sich optimal mit allen Nährstof-
fen zu versorgen, sich über Lei-
stungstiefs hinwegzuhelfen und
den untypischen Schlafrhythmus
nicht noch zusätzlich durch Speis
und Trank zu belasten.

Grundsätzlich sollten Schicht-
dienstler relativ feste Zeiten ein-
halten – zum Essen, zum Schla-
fen gehen, zum Aufstehen. Das
Mittagessen sollte – wann immer
möglich – mit der Familie zusam-
men eingenommen werden.
Manche Empfehlungen gehen so
weit, dass für eine gemeinsame
Mahlzeit sogar die Schlafenszeit
unterbrochen werden sollte, da

Kurz im Vorbeigehen essen ist bequem, keine Frage, kann aber auf
Dauer Probleme bringen.
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die soziale Komponente nicht zu
unterschätzen sei. Essen sollte
eben nicht nur auf Nahrungsauf-
nahme reduziert werden. Außer-
dem werde dadurch die Verdau-

ung unterstützt.
Nachts sollten zwei Mahlzeiten

gegessen werden Die erste
Nachtmahlzeit sollte warm sein,
nicht nach 1.00 Uhr und nicht al-
lein eingenommen werden. Sie
sollte kohlenhydrat- und eiweiß-
reich sein,so kann das Leistungs-
tief gegen 2.00 bis 3.00 Uhr früh
besser abgefedert werden. Ein zu-
sätzlicher kleiner Imbiss  zwischen
den Mahlzeiten verhindert den
„Blutzuckerabsturz“ und unter-
stützt somit die Leistungsfähigkeit.

Die Forderung nach anspre-
chend ausgestatteten Räumen,
ausreichend Zeit und Möglich-
keiten zur Vorbereitung und zur

Einnahme des Essens wird sicher
manch sarkastisches Lächeln
ernten. Aber vielleicht findet sich
dennoch eine Möglichkeit. Kühl-
schrank, Mikrowelle oder Koch-

platte sollten vorhanden sein, um
Mahlzeiten hygienisch aufzube-
wahren bzw. schnell zu erwär-
men.

Was essen und trinken
im Schicht-Kreislauf?

Vor der Schicht können die
Mahlzeiten ganz einfach vorbe-
reitet und zwischendurch – auch
mal im Einsatzwagen – gegessen
bzw. getrunken werden.

1. Getränke
Trinken Sie täglich – auch

nachts – mindestens 1,5 l
ungesüßte Getränke, wie Mineral-

wasser, Kräuter- und Früchtetee
oder Fruchtsaft-Schorlen, um lei-
stungsfähig zu bleiben. Kaffee und
Cola können das Leistungstief ge-
gen  2.00 Uhr etwas auffangen,
sollten aber danach nicht mehr ge-
trunken werden, weil das Koffein
über viele Stunden anregend wirkt
und somit den Schlaf nach der
Schicht stören könnte. Zu viel Cof-
fein (mehr als vier bis fünf Tassen)
verstärkt eine vorhandene Nervo-
sität und Anspannung.

2. Getreideprodukte
Essen Sie über den Tag und

die Nacht verteilt mindestens
fünf Scheiben Brot und eine Por-
tion Reis, Nudeln oder Kartof-
feln. Eine Portion entspricht un-
gefähr einer Hand voll. So erhal-
ten Sie ausreichend Kohlenhy-
drate als Gehirn- und Muskel-
nahrung. Die Energie vor allem
nachts über Kohlenhydrate dem
Körper zuzuführen ist besonders
ratsam, da die Kohlenhydrat-
verdauung den Körper weniger
belastet als fette Mahlzeiten.>

Beispiel:

• leichtes fettarmes Abendes-
sen ca. zwei bis drei Stunden
vor Schichtbeginn, z. B. zwei
Brote mit Käse, Salat, Quark
oder Joghurt

• erste Nachtmahlzeit zwi-
schen 0.00 und 1.00 Uhr: fett-
arm und warm, da ein Anstei-
gen der Körpertemperatur
Wachheit vermittelt – z.B.
Reispfanne, Nudelgericht,
heiße Suppe

• bis maximal 1.00 Uhr nachts
letzten Kaffee

• zweite Nachtmahlzeit ca.
zwei Stunden vor Schichten-
de: Brot mit Käse, Joghurt
oder Milchgetränk

• zwischendurch: Obst, Roh-
kost und viel trinken

• nach der Schicht: Frühstück
ohne Kaffee

ESSENPLAN FÜR
NACHTSCHICHTLER

Pizza – Döner – halbes Huhn? Hin und wieder kein Problem.
Fotos (2): Wesseling
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3. Gemüse und Obst
Nehmen Sie zwei Portionen

Obst und drei Portionen Gemüse
auf. Dabei muss Gemüse nicht
unbedingt gekocht werden. zwei
Möhren und eine in Streifen ge-
schnittene Paprika, die man zwi-
schendurch knabbert, bedeuten
bereits zwei Portionen Gemüse
und liefern Ihnen notwendige Vit-
amine, Mineral- und Ballaststoffe.

4. Milch und Milchprodukte
Täglich drei bis vier Portionen

Milchprodukte sorgen für gesun-
de Knochen, liefern Eiweiß und
wertvolle Milchsäurebakterien
bzw. Joghurt-Kulturen für eine
optimale Verdauung: z. B. ein
Glas Milch, ein Joghurt und zwei
Brote mit Käse. Nachts sind Ei-
weiße besonders günstig: Sie sti-
mulieren den Adrenalinstoff-
wechsel, führen zu einer besse-
ren Erregbarkeit des zentralen
Nervensystems und somit zu ei-
ner geringeren Ermüdung.

5. Fisch, Fleisch und Eier
Ein bis zwei Portionen Seefisch

pro Woche sollten es schon sein.
Sie enthalten Jod, wichtige Vitami-
ne und Omega-3-Fettsäuren.

Fleisch und Wurst sind die
Hauptprobleme in der deutschen
Ernährung. Sie liefern Nährstoffe
wie Eiweiß, Eisen und Vitamine,
aber auch negative Stoffe, wie Fett,
Cholesterin, Purine und Salz  –
daher max. 40 bis 90 g pro Tag. Das
entspricht einem Stück Fleisch alle
zwei Tage oder zwei bis vier Schei-
ben Wurst pro Tag.  Als Mitter-
nachtsmahlzeit sollte Fleisch aller-
dings nicht bevorzugt werden, da
es – vor allem paniert – weniger
leicht verdaulich ist.

Pro Woche bis zu drei Eier
sind kein Problem.

6. Fette und Öle
Die Fettaufnahme ist in

Deutschland viel zu hoch, u. a.
deshalb sind bereits 51 % unse-
rer Erwachsenen übergewichtig –

mit steigender Tendenz. Also:
Fettrand vom Schinken abschnei-
den, Mayonnaise sparsamst ver-
wenden, mit pflanzlichem Öl bra-
ten und die Butter vom Brot darf
man sich in diesem Falle ruhig
öfter nehmen lassen.  Das Beson-
dere in der Nachtschicht: Fette
belasten die ohnehin schon ein-
geschränkte Verdauung. Sie lie-
gen länger im Magen und fördern
so die Ermüdung.

Wer seine Essgewohnheiten
einmal intensiv unter die Lupe
nehmen und persönliche Bera-
tung erhalten möchte, für den ist
sicher das Angebot des „Richtig
Essen-Instituts“ auf S. 17/18 in-
teressant – ein exklusives 15
Euro-Angebot für DP-Leser (re-
gulär 23 Euro). Vielleicht eine In-
vestition in ein Stück mehr Le-
bensqualität durch künftig ein
Häppchen gesündere Ernäh-
rung.

        Heidi Brünion/tetz

Das Richtig Essen-
Institut wurde 1991 als
private und unabhängige
Beratungsgesellschaft ge-
gründet. Die Zentrale in
Berlin koordiniert ein bun-
desweites Netz von
Ernährungs-Fachkräften,
die vor Ort Ernährungs-
beratungen für verschie-
dene Zielgruppen durch-
führen. In Zusammenar-
beit mit Krankenkassen,
Ärzten und Apotheken
wurden inzwischen über
100.000 Betroffene
beraten.

www.richtig-essen-institut.de

SCHICHTDIENST
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BEAMTENRECHT

Beihilfe nun auch „reformiert“
Die Beihilfevorschriften des Bundes haben sich ab 1. Ja-
nuar 2004 geändert. Die Änderungen, die entsprechend
der Gesundheitsreform in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (Gesundheitsmodernisierungsgesetz) vorgenom-
men wurden, führen zu erheblichen Belastungen für die
Beamtinnen und Beamten. Ein Beteiligungsgespräch ge-
mäß § 94 BBG über die geplanten Änderungen fand Mitte
Dezember 2003 statt.

Beim Beteiligungsgespräch
über den „Entwurf der 27. All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Änderung der Beihilfevor-
schriften“ kritisierten GdP und
DGB, dass die Belastung der
Übertragung der Gesundheitsre-
form auf die einzelne Beamten-
familie sich nicht quantifizieren
lasse. Daher wurde die Bundes-
regierung aufgefordert, die mög-
lichen Auswirkungen auf die Ein-
kommenssituation der Beamtin-
nen und Beamten zu überprüfen
und die Ergebnisse vorzulegen.
Im Übrigen müssten – so GdP
und DGB – die Einschnitte in
den Fürsorgeleistungen im Zu-
sammenhang mit den in den letz-
ten Jahren vorgenommenen Kür-
zungen bei der Besoldung und
Versorgung gesehen werden.

In ihren grundsätzlichen Aus-
führungen stellten GdP und
DGB zu den Änderungsvor-
schriften fest:

• Durch die Übertragung des
Gesundheitsmodernisierungs-
gesetzes (GMG) auf das Beihil-
ferecht entfällt die Beihilfe-
fähigkeit von Aufwendungen für

Medikamente, Heilmittel und
Sehhilfen (Brillen) für über 18-
jährige Beihilfeberechtigte.

• Die Beihilfe im Todesfall so-
wie zur Säuglings- und Kleinkin-
derausstattung wird gestrichen.

• Die Kosten für zahntechni-
sche Leistungen werden nur
noch zu 40 Prozent von der Bei-
hilfe erstattet.

• Aufwendungen für kiefer-
orthopädische Leistungen sind
nur noch für unter 18-jährige
Beihilfeberechtigte beihilfefähig.

• Die bei der gesetzlichen
Krankenversicherung geltende
Praxisgebühr wird durch einen
kalenderjährigen Pauschalabzug
bei der Beihilfe von 20 Euro je
Beihilfeberechtigten übernom-
men.

GdP und DGB kritisierten,
dass diesen Belastungen der Bei-
hilfeberechtigten keine Entla-
stungen gegenüberstehen, wie es
die Gesundheitsreform für die in
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung Versicherten vorsieht.
Denn durch das GMG sollen die
Beitragssätze der Versicherten
sinken. Diese Entlastungs-

wirkung des GMG findet keine
Äquivalenz in der vorliegenden
Änderungsvorschrift. Die Ko-
stensenkungen kommen allein
dem Dienstherrn zugute. Die
Beiträge der privaten Kranken-
versicherungsunternehmen wer-
den durch die Maßnahmen des
GMG nicht abgesenkt werden.
Die durch die Beihilfekürzungen
entstandenen „Versorgungslü-
cken“ können – wenn überhaupt
– nur durch hohe Beiträge in der
privaten Krankenversicherung
geschlossen werden.

In den geänderten Beihilfe-
vorschriften vermissen GdP und

DGB außerdem Impulse für
Präventionsmaßnahmen und
vorbeugende Gesundheits-
programme. Als weitere Forde-
rungen vertraten GdP und DGB
beim Beteiligungsgespräch:

• eine Gesetzesinitiative, dass
zukünftig die angepassten Al-

tersrückstellungen in der priva-
ten Krankversicherung beim
Wechsel der Versicherung mitge-
nommen werden können;

• hälftiger Arbeitgeberzu-
schuss zu den Krankenversiche-
rungsbeiträgen für die freiwillig
in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versicherten Beamtin-
nen und Beamten;

• Erstellung eines Beihilfe-
berichts, aus dem eine nachvoll-
ziehbare und differenzierte Dar-
stellung der Beihilfeausgaben
hervorgeht.

Begrüßt wurde, dass zukünftig
Mutter-/Vater-Kind-Kuren sowie

Hospitalauf-
enthalte bei-
h i l f e f ä h i g
sind. Zustim-
mung fand
auch die Be-
s t i m m u n g
über die er-
leichterte In-
anspruchnah-
me von Lei-
stungen in
Mitgliedsstaa-
ten der Euro-
päischen Uni-
on. Das BMI

gab zu verstehen, dass ein gesell-
schaftlicher Konsens darüber
hergestellt worden sei, wie künf-
tig die Gesundheitskosten zu be-
wältigen sind. Dieser Neugestal-
tung sei das Ministerium nachge-
kommen, indem es keine pau-
schale Kürzung der Beihilfe in

Foto: Wesseling
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Form von Eigenbehalten (Kos-
tendämpfungspauschalen) vor-
genommen habe, sondern eine
detaillierte Kürzung in Anleh-
nung an das gesetzliche Kran-
ken-versicherungsrecht. Zu prü-
fen sei gemeinsam mit den pri-
vaten Krankenversicherungs-
unternehmen die Einführung ei-
ner Gesundheitskarte, die Erar-
beitung von Bonus-Programmen
und die gesetzliche Verpflichtung
für Apotheker, auf den Rezepten
für Arzneimittel die Pharma-
zentralnummer zu vermerken.

 Die Änderungen im Einzelnen:

Abzugsbeträge

• Die beihilfefähigen Aufwen-
dungen vermindern sich bei Arz-
nei- und Verbandmitteln, Hilfs-
mitteln sowie Fahrtkosten um 10
Prozent der Kosten, mindestens
aber um 5 Euro, höchstens um 10
Euro, jedoch nicht mehr als die
tatsächlichen Kosten (§ 12 Abs.
1 Nr. 1 BhV). Verordnete Arznei-
mittel müssen auf dem Rezept
die Pharmazentralnummer auf-
weisen (§ 17 Abs. 3 BhV) – an-
sonsten ist das Arzneimittel nicht
beihilfefähig.

• Bei Krankenhaus- und Kur-
aufenthalten werden die beihil-
fefähigen Aufwendungen um 10
Euro pro Tag gekürzt. Dieser Ab-
zugsbetrag ist bei Krankenhaus-
aufenthalten und im Anschluss
darauf folgende Rehabilitations-
maßnahmen auf 28 Tage be-
grenzt (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 BhV).

• Bei häuslicher Krankenpfle-
ge werden von der Beihilfe 10
Prozent der Kosten nicht ersetzt
und je Verordnung werden für
die ersten 28 Tage 10 Euro abge-
zogen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3 BhV).

• Bei der Inanspruchnahme
ärztlicher, zahnärztlicher oder
psychotherapeutischer Leistun-
gen durch den Beihilfeberechtig-
ten und die berücksichtigungsfä-
higen Angehörigen wird jeweils
ein Pauschalbetrag je Kalender-
jahr von 20 Euro von den beihil-
fefähigen Aufwendungen abge-
zogen (§ 12 Abs. 1 Nr. 4 BhV).

Keine Abzugsbeträge werden
geltend gemacht bei Kindern
unter 18 Jahren, bei Empfängern
von Mindestversorgungsbezü-
gen, bei Schwangeren und bei
Vorsorgeuntersuchungen (§ 12
Abs. 1 Satz 2 BhV).

Belastungsgrenzen

• Die Abzugsbeträge sind im
Kalenderjahr nicht mehr abzu-
ziehen, wenn diese eine Bela-
stungsgrenze von 2 Prozent des
jährlichen Bruttoeinkommens
(Dienst- und Versorgungsbezüge
sowie Renten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung  und
aus einer zusätzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung
des Beihilfeberechtigten und des
Ehegatten einschließlich dessen
Erwerbseinkommen) überstei-
gen – bei chronisch Kranken
1 Prozent (§ 12 Abs. 2 BhV).

Leistungsausschlüsse

• Nicht beihilfefähig sind Auf-
wendungen für verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel, die nach
den Arzneimittelrichtlinien ge-
mäß Fünftes Buch Sozialge-
setzbuch von der Verordnung zu
Lasten der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ausgeschlossen
sind, ebenso nicht verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel (§ 6
Abs. 1 Nr. 2 BhV).

• Kieferorthopädische Lei-
stungen sind ab 1. Januar 2005
nicht mehr beihilfefähig, es sei
denn, die behandelte Person hat
bei Beginn der Behandlung das
18. Lebensjahr noch nicht vollen-
det (Anlage 2 Ziffer 2 zu § 6 Abs.
1 Nr. 1 BhV).

• Beihilfen im Todesfall und
zur Säuglings- und Kleinkinder-
ausstattung werden nicht mehr
gewährt.

Leistungs-
einschränkungen

• Aufwendungen für zahn-
technische Leistungen, Edelme-
talle und Keramik sind ab 1. Ja-
nuar 2005 nur noch zu 40 statt

bisher zu 60 Prozent beihilfefä-
hig (Anlage 2 Ziffer 1 zu § 6 Abs.
1 Nr. 1 BhV).

• Fahrtkosten zu ambulanten
Behandlungen sind nur noch in
Ausnahmefällen beihilfefähig (§
6 Abs. 1 Nr. 9 BhV); bei Sana-
toriumsaufenthalten und Heilku-
ren wird die Beihilfe auf 0,20
Euro je Entfernungskilometer,
höchstens bis 200,00 Euro be-
schränkt (§ 7 Abs. 1 Nr. 6 / § 8
Abs. 2 Nr. 6 BhV).

• Die Beihilfe für Aufwendun-
gen bei Sterilisation und künstli-
cher Befruchtung werden ent-
sprechend den Regelungen  des
Fünften Buch Sozialgesetzbuch
eingeschränkt (§ 6 Abs. 1 Nrn. 13
und 14 BhV).

Beihilfeberechtigte können
übrigens bei ihrer privaten Kran-
kenversicherung auch dann
Leistungserstattungen (entspre-
chend dem jeweiligen Tarif T 50,
30, 20) geltend machen, wenn
diese Leistungen von der Beihil-
fe ausgeschlossen oder die beihil-
fefähigen Aufwendungen einge-
schränkt worden sind. Entschei-
dend ist hierbei, ob der private
Versicherungsvertrag die jewei-
lige Leistungserstattung vorsieht.
Befreit sind die privaten Kran-
kenversicherer dann von der
Leistungserstattung, wenn die
abgeschlossenen Krankenver-
sicherungsverträge auf die Bei-
hilfefähigkeit der Aufwendungen
verweisen.

HJA

BEAMTENRECHT

INTERNATIONALES

Wie die Dänen
protestieren
Die Passanten in dänischen Städten rieben sich verwundert
die Augen: „Einbruch verboten“, „Raubüberfälle bitte 14
Tage im voraus anmelden“, „Überfälle außerhalb der Öff-
nungszeiten verboten – Dienstags geschlossen“, war auf rie-
sigen Schildern auf öffentlichen Plakatwänden zu lesen. Ur-
heber war die dänische Polizeigewerkschaft, die damit auf
den Personalmangel bei der Polizei aufmerksam machen
wollte. Die Kampagne hatte Erfolg: Bei einer Gesamtstärke
von knapp 10.500 soll die Polizei um 450 Stellen aufge-
stockt werden. Zusätzlich wandern durch Umstrukturierun-
gen 270 Stellen von der Verwaltung zum operativen Bereich.

Dabei ist die Situation des öf-
fentlichen Haushalts in Däne-

mark nicht viel anders als hier-
zulande, was dazu geführt hat,

Aufsehen
erregende
Schilder weck-
ten die Neugier
in Dänemark.
Dieses Schild
verkündet:
„Raubüberfall –
bitte 14 Tage
im voraus an-
melden“
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dass die Regierung auch bei der
Polizei den Rotstift angesetzt
hatte. Die Dänische Polizei-
gewerkschaft „Dansk Politifor-
bund“ wehrte sich zunächst mit
den allgemein üblichen Mitteln
der Gespräche mit Regierung
und Parlament. Als sich dann im
Spätsommer 2003 herausstellte,
dass dort die Furcht vor den

Haushaltslöchern größer war als
die Furcht vor einem Anwachsen
der Kriminalität, ging die Ge-
werkschaft in die Öffentlichkeit.

Der Redakteur der Gewerk-
schaftszeitschrift „Dansk Politi“,
Nicolai Scharling, berichtete, dass
die Kampagne erheblich dazu
beigetragen habe, ein gutes Re-
sultat zu erzielen. „Es war ein
harter und emotionaler Kampf
mit Politikern, aber auch mit ge-
wissen Journalisten und natürlich
auch der Polizei-Administrati-
on.“ In der heißen Phase der Ver-
handlungen Anfang November
2003 fuhren in Ergänzung der
Plakataktion Autos mit Anhän-
gern durch die Städte, die eben-
falls mit den Plakaten bestückt
waren.

Die Botschaft auf den Schil-
dern sollte der Öffentlichkeit
drastisch vor Augen führen, wo-
hin der Personalmangel bei der
Polizei führen kann. Der Kolle-
ge Nicolai Scharling: „Bei aller
Ernsthaftigkeit des Themas ha-
ben wir versucht, den humoristi-
schen Ansatz aufrecht zu erhal-
ten. Das hat funktioniert und uns

eine Menge bester Sendezeit in
den Medien eingebracht, um
über die Realitäten des Polizei-
alltags zu berichten.“

Der so erzeugte öffentliche
Druck verfehlte seine Wirkung
auf Regierung und Parlament
nicht: So kam eine Personal-
vermehrung von 500 Stellen her-
aus. Es siegte also doch noch die
Einsicht, dass die von der Polizei-
gewerkschaft gewählte Über-
schrift der ganzen Kampagne nur
allzu berechtigt war:

„An der Sicherheit zu
sparen, ist dümmer als die
Polizei erlaubt“.

W.D.

Auf diesem
Schild:
 „Einbruch
verboten!“

Freundliche
Aufforderung:
„Überfälle
außerhalb der
Öffnungszeiten
verboten –
Dienstags
geschlossen.“

Fotos (3):
Dansk
politiforbund
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VERKEHRSÜBERWACHUNG

Geschwindigkeit, Alkohol, Gurt –
die EU will durchgreifen

Die EU-Kommission hat sich in ihrem Weißbuch zur Ver-
kehrspolitik – KOM(2001) 370 – zum Ziel gesetzt, bis
zum Jahr 2010 die Zahl der tödlichen Unfälle in Europa zu
halbieren. Um das zu erreichen, verabschiedete sie im
Juni 2003 ein europäisches Aktionsprogramm für die
Straßenverkehrssicherheit – KOM(2003) 311 – mit kon-
kreten Maßnahmen, die in den Mitgliedsstaaten umge-
setzt werden sollen. Eine nun zur Durchsetzung des Pro-
gramms beschlossene Empfehlung, die bisher noch nicht
veröffentlicht ist, bringt vermutlich nicht nur für Deutsch-
land Probleme mit sich, verfassungsrechtlich und wegen
des hohen personellen, finanziellen und bürokratischen
Aufwands.

Aufgrund von Forschungs-
projekten zum Verhalten der
Verkehrsteilnehmer sieht die
Kommission die wichtigsten Ur-
sachen für tödliche Unfälle in
Geschwindigkeitsüberschreitun-
gen, im Fahren unter Alkohol-
einfluss und in der Nichtan-
wendung von Rückhalteein-
richtungen. Durch einen Beitrag
zur Beseitigung dieser drei
Hauptursachen könnte die Zahl
der tödlichen Unfälle im Stra-
ßenverkehr – so die EU-Kom-
mission – mindestens halbiert

werden. Da-
her hat sie
nun die „Em-
pfehlung der
Kommission
zu Durch-

setzungsmaßnahmen im Bereich
der Straßenverkehrssicherheit“
beschlossen, die auf dem infor-
mellen Verkehrsministerrat am
23./24. Oktober 2003 vorgestellt
wurde.

Wird das Ziel, bis zum Jahr
2010 die Zahl der im Straßenver-
kehr getöteten Personen zu hal-
bieren, nicht erreicht, soll diese
Empfehlung in eine Richtlinie
umgewandelt werden; was be-
deuten würde, dass die National-
staaten ihren Inhalt in nationa-
les Recht transferieren müssten.
Diese aber hat die Kommission
vor Verabschiedung ihrer Emp-
fehlung nicht beteiligt, etwa um
die unterschiedlichen nationalen
Situationen zu berücksichtigen.

Daten für die Statistik
Die Kommission will darüber

hinaus, dass die Mitgliedstaaten
eine Koordinierungsstelle ein-
richten, die die nationale Evalua-
tion für die Kommission vor-
nimmt, die Daten über die Um-
setzung des Programms mit den
Mitgliedstaaten austauscht und
Verkehrsverstöße von EU-Aus-
ländern dem jeweiligen Mitglied-
staat mitteilt sowie ent-
sprechende Informatio-
nen entgegennimmt.

Die Festlegungen der
Kommission gehen da-
bei bis ins Detail, sind al-
lerdings kaum umsetz-
bar. Z. B. Geschwin-
digkeitsverstöße: Die
Mitgliedstaaten sollen
für das gesamte Straßen-
netz feststellen, wo die
Geschwindigkeit über-
schritten wird und wo
dies für Unfälle ursäch-
lich ist. Sie sollen der
Kommission mitteilen,
wo, welche (einschließ-
lich Typ) und wie viele
Messgeräte aufgestellt
worden sind und wann
sie betrieben werden. Außerdem
werden detaillierte Erhebungen
zu den verhängten Sanktionen,
differenziert zwischen In- und
Ausländern, erwartet, einschließ-
lich der Inhalte von Gerichtsent-
scheidungen.

Nationale Programme
Nach Auffassung der Kom-

mission sollen nationale Pro-
gramme in Gang gesetzt wer-
den mit folgenden Schwer-
punkten:

a) Geschwindigkeitsüber-
wachung

Die Mitgliedstaaten sollen
großflächig automatisierte
Überwachungsformen ein-
führen. Obwohl in den Emp-

fehlungen nicht ausdrücklich
formuliert, geht es dabei um
ein System, wie es in den Nie-
derlanden verwendet wird:
automatische Kennzeichener-
fassung und Einforderung der
Sanktionen beim Halter, so-
fern der Fahrer nicht er-
mittelbar ist.

Eine derart weitgehende
Halterverantwortung wäre in
Deutschland verfassungs-
rechtlich problematisch.

b) Alkoholkontrollen
Die Mitgliedstaaten sollen

die so genannte verdachtslose
Alkoholkontrolle einführen.
Die Kraftfahrer sollen sich
dabei der Atemalkoholkon-
trolle unterziehen müssen
(Rechtspflicht). Bei Weige-
rung sollen Ahndungsmög-
lichkeiten greifen.

Eine solche Auferlegung
der Sanktion für die
Nichtmitwirkung dürfte in
Deutschland ebenfalls verfas-
sungsrechtliche Probleme
aufwerfen (Zwang zur Selbst-
bezichtigung).

c) Gurtanlegepflicht
Die Mitgliedstaaten sollen

festlegen, dass die Polizeien re-
gelmäßig (mindestens für zwei
Wochen und dreimal im Jahr)
spezielle Maßnahmen zur
Überwachung des Gurtan-
legeverhaltens durchführen.

Ähnliche Vorgaben werden
für Alkoholkontrollen und Kon-
trollen der Gurtanlegepflicht ge-
macht. Ein gigantischer Verwal-
tungsaufwand, der hier in Gang
gesetzt werden soll.

Die Umsetzung der Initiative
wäre auch mit einem erheblichen
finanziellen Aufwand verbunden,
um der Forderung nach automa-
tisierten Geschwindigkeitskon-
trollen gerecht zu werden.

Die Kommission hat ihre
Empfehlung bisher nur im EU-
Ministerrat sowie in der „High-
Level-Group on Road Safety“
(Straßenverkehrssicherheits-
experten der Mitgliedstaaten)
vorgestellt, ohne darüber näher
zu beraten. Bis jetzt ist noch nicht
ganz klar, wie die Europäische
Kommission mit den Empfeh-
lungen weiter umzugehen ge-
denkt.

Auf alle Fälle muss von Seiten
der Bundesrepublik Deutsch-
land rechtzeitig gegengesteuert
werden.

Bernhard Strube

Dokumente der EU unter:
h t t p : / / e u r o p a . e u . i n t /

documents/eur-lex/index_de.htm

Nach EU-Vorstellungen soll die
Geschwindigkeitsüberwachung
mit automatischer Kennzeichener-
fassung verbunden sein sowie mit
Einforderungen der Saktionen
beim Halter, sofern der Fahrer
nicht zu ermitteln ist.    Foto: dpa
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INTERNET

Barrierefrei heißt
bürgernah
Als einziger Internetauftritt unter 173 Mitbewerbern er-
hielt die Homepage der Polizei Nordrhein-Westfalen bei
der Verleihung des BIENE-Award 2003 im Dezember in
Berlin eine goldene Biene. BIENE steht für „Barrierefreies
Internet eröffnet neue Einsichten“ und ist ein Preis für
behindertengerechte Internetseiten, der von der Aktion
Mensch und der Stiftung Digitale Chancen erstmals ver-
geben wurde.

Unter den rund acht Millionen
Menschen, die in der Bundesre-
publik mit einer Behinderung
leben, steigt die Zahl der Inter-
netnutzer rasant an.

Seit am 1. Mai 2002 das Be-
hindertengleichstellungsgesetz
verabschiedet wurde, ist für Bun-
desbehörden eine barrierefreie
Gestaltung ihres Internetauft-
rittes bis 2005 vorgeschrieben.
Landes- und andere Behörden
haben zwar noch etwas länger
Zeit, sollten sich, so der Gesetz-
geber, aber dennoch mit der Zu-
gänglichkeit ihrer Internetseiten
befassen. Das Problem: Nur in
wenigen Amtsstuben ist das nö-
tige Wissen vorhanden über die
Anforderungen von Menschen
mit Behinderungen an „barriere-
freie“ Internetseiten. Auch bei
professionellen Web-Agenturen
lässt die Umsetzung häufig zu
wünschen übrig.

Aber barrierefrei heißt bür-
gernah: Gerade bei ihren Prä-
ventionsaufgaben erreicht die
Polizei auf diesem Weg mit we-
nig Aufwand mehr Menschen.

Prädikat „barrierefrei“ –
so geht’s

Wer sich das Prädikat „bar-
rierefrei“ verdienen will, sollte bei
der Gestaltung von Inter-
netseiten einige Mindestanforde-
rungen erfüllen, die sich zum Teil
auch ohne größeren technischen
Aufwand und hohe Zusatzkosten
erfüllen lassen. Bei der Polizei
NRW sind dies nach Ansicht der
BIENE-Jury unter anderem „ ein
grafisch ansprechendes und über-
sichtliches Design bei gleichzeitig
komfortabler Bedienung durch

assistive Software und eine
schlüssige Tab-Reihenfolge.

Letztere ist vor allem für blin-
de Internetnutzer wichtig, die
nicht mit der Maus durch die Sei-
ten navigieren, sondern aus-
schließlich über eine Tastatur mit
Braille-Schrift durch die Tabula-
tortaste. Besonders wichtig für
Menschen mit beeinträchtigtem
Sehvermögen ist, dass die Schrift
auf allen Internetseiten in der
Größe veränderbar ist – übrigens
auch für die stetig wachsende
Zahl der Senioren unter den Sur-
fern eine große Hilfe. Neben der
skalierbaren Schrift sind der
übersichtliche, möglichst einheit-
liche Seitenaufbau, große Schalt-
flächen, klare Farbkontraste so-
wie eine verständliche Sprache
der Barrierefreiheit dienlich.

Handfeste wirtschaftli-
che Gründe

Ziel der aufwändigen Bewer-
tung war es nach den Angaben
der Organisatoren, „Angebote
zu identifizieren, die für Men-
schen mit und ohne Behinderung
gleichermaßen interessant und
nutzbar sind“. Erklärte Absicht
aller Beteiligten ist aber auch, in
der Öffentlichkeit das Bewusst-
sein dafür zu schaffen, dass für
barrierefreie Angebote handfe-
ste wirtschaftliche Gründe spre-
chen. So betonte der Geschäfts-
führer der Aktion Mensch, Die-
ter Gutschick, bei der Preisver-
leihung, dass Unternehmen und
Behörden mit barrierefreien
Internetangeboten eine „größe-
re Reichweite bei geringeren
Kosten“ erzielen könnten.

                 Liane von Droste

Tipps für „barrierefreies Internet“
• Vergrößerung der Schrift muss möglich sein.
•  Alle Textfelder und Schaltflächen sollen in logischer
   Reihenfolge auch über die Tabulatortaste
   (ohne Maus) anklickbar sein.
• Klare Farbkontraste wählen.
• Alle Informationen der Seiten müssen als Text verfügbar
   sein.
• Schaltflächen brauchen einen „Alt-Tag“ (Textfenster, die
   sich auf Mausklick neben einer Schaltfläche öffnen).
• Grafikelemente und Animationen sind für blinde und seh-
   behinderte Menschen nicht erkennbar. Wenn  Java- oder
   Flash-Software verwendet wird, sicherstellen, dass alle
   (Text-) Informationen noch zugänglich sind, wenn diese
   Programme ausgeschaltet sind.

lvd
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INTERNATIONALES

EU-Grenzschutzagentur soll in
einem Jahr Arbeit aufnehmen
Die Europäische Verfassung, oder besser gesagt, deren
Scheitern, war das herausragende Thema des EU-Gipfels
Anfang Dezember 2003 in Brüssel. Daher wurde kaum zur
Kenntnis genommen, dass auch andere Tagesordnungs-
punkte behandelt worden waren. Für den Bereich Innere
Sicherheit von erheblicher Bedeutung ist, dass die Staats-
und Regierungschefs beim EU-Gipfel grünes Licht für die
EU-Grenzschutzagentur gegeben haben. Sie soll bereits
zum 1. Januar 2005 ihre Arbeit aufnehmen.

Ziemlich genau vor einem
Jahr war Bundesinnenminister
Otto Schily mit dieser Idee an die
Öffentlichkeit getreten. Beim
EU-Gipfel von Thessaloniki
(Griechenland) im Juni 2003
wurde die EU-Kommission auf-
gefordert, einen Vorschlag zur
Errichtung dieser Grenzschutz-
agentur zu unterbreiten. Dabei
kam der Entwurf einer Verord-
nung „Zur Errichtung einer Eu-
ropäischen Agentur für die ope-

rative Zusammenarbeit an den
Außengrenzen“ heraus. Mit die-
sem Vorschlag beschäftigte sich
am 27. November 2003 der Rat
der EU-Innen- und Justizmini-
ster, der ihn sogleich an den EU-
Gipfel in Brüssel weiterreichte.

Für EU-Verhältnisse war dies
ein schon atemberaubend
schnelles Tempo, zugleich ein
Beweis dafür, wie dringlich das
Thema eines möglichst einheitli-

chen Kontrollstandards und ein-
heitlicher Vorgehensweisen an
den EU-Außengrenzen ist. Mit
dem Beschluss des EU-Gipfels
von Dezember 2003 ist es aber
noch nicht getan. Das Europäi-
sche Rechtssetzungsverfahren
verlangt noch nach einer Betei-
ligung des EU-Parlaments und
weiterer Beratungen in EU-
Ratsgremien.

Für die Grenzschutzagentur
sind zwei Ebenen vorgesehen:

•  die zentrale Ebene (über de-
ren Sitz ist noch nicht entschie-
den)

• dezentrale Außenstellen
(operative Zentren zur Koordi-
nation der grenzpolizeilichen
Zusammenarbeit auf Flughäfen
und an Land- und Seeaußen-
grenzen)

Mit der Einrichtung der EU-
Grenzschutzagentur geht keine

Veränderung der Zuständigkei-
ten einher. Nach wie vor wird die
Grenzsicherung in nationaler
Verantwortung wahrgenommen.
Aufgabe der Agentur ist es, die
Arbeit der Grenzpolizeien der
Mitgliedsstaaten zu unterstützen,
gemeinsame Maßnahmen zu för-
dern und zu koordinieren. Es ist
daran gedacht, dass Kräfte der
Grenzschutzbehörden zeitlich
befristet bei anderen europäi-
schen Partnerbehörden Dienst
versehen.

Auch der Bereich der grenz-
polizeilichen Aus- und Fortbil-
dung wird künftig von der Tätig-
keit der EU-Grenzschutzagentur
berührt. Sie soll nämlich Vor-
schläge zu deren einheitlicher
Gestaltung ausarbeiten und für
die Umsetzung Sorge tragen.
Zurzeit widmet sich das Ausbil-
dungszentrum in Österreich die-
ser Aufgabe; es ist daran gedacht,
dieses Zentrum künftig in die
Agentur zu übernehmen.

W. D.
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ÖFFENTLICHER DIENST

Schöneberger Forum des DGB
zur Zukunft des Öffentlichen Dienstes

Zur Diskussion über die „Zukunft öffentlicher Dienstlei-
stungen – Perspektiven für Bürger, Wirtschaft, Beschäftig-
te“ hat der DGB über 400 Teilnehmer aus Politik, Gewerk-
schaften, Personalvertretungen, Wissenschaft, Ministeri-
en und Organisationen am 18. und 19. November 2003
ins Schöneberger Rathaus nach Berlin eingeladen. In Po-
diumsdiskussionen und Fachforen beleuchteten die Besu-
cher die aktuelle Debatte um Bürokratieabbau, elektroni-
sche Verwaltungsdienstleistungen und Verwaltungsreform
aus der Sicht von Bürgern, Wirtschaft und Beschäftigten.
Die Plenumsveranstaltungen und die Ergebnisse aus vier
Foren sind hier zusammengefasst.

Zwischen Wettbewerb und
Bürokratieabbau: Was kann und
was muss der Staat leisten?

Darüber diskutierten bei der
Eröffnung des 6. Schöneberger
Forums der DGB-Vorsitzende
Michael Sommer, Innen-
staatssekretär Dr. Göttrik Wewer
(SPD) und der Vizepräsident des
Bundesverbands der Deutschen
Industrie, Dr. Arend Oetker.
Oetker entwarf das Bild eines
„schlanken, starken Staates“, zu
dessen Aufgaben er Polizei, Si-
cherheit, Justiz und eine moder-
ne, unbürokratische Verwaltung
zählte. Er forderte mehr Wettbe-
werb mit privaten Dienstleistern,
da dies Kosteneffizienz schaffe.
Öffentliche Betriebe dürften
nicht gegenüber privaten begün-
stigt werden.

Michael Sommer warnte da-
vor, Gewinn bringende Dienst-
leistungen zu privatisieren und
ansonsten zu subventionieren.
„Ich will nicht, dass der Staat sich
selbst finanziert und alle anderen
mit“, betonte er. Für Bildung, öf-

fentliche und soziale Sicherheit
sei der Öffentliche Dienst
unerlässlich.

Oetker hält E-Government
für eines „der wesentlichen Mit-

tel“ einer effizienten, modernen
Verwaltung. Der Staat müsse
dem Bürger jedoch auch zeigen,
welche Dienste er elektronisch
anbieten könne und Nutzungs-
anreize setzen, beispielsweise
durch schnellere Beantwortung
einer E-Mail-Anfrage.

Innenstaatssekretär Wewer
vermeldete, dass beim Bund 268
von 440 onlinefähigen Dienstlei-
stungen elektronisch ablaufen.
Die Verwaltung arbeite ziel-
orientierter, kundenfreundlicher

und effizienter, obwohl seit der
Wiedervereinigung 6.000 Men-
schen weniger beschäftigt wür-
den. Die Bundesregierung wer-
de weiter modernisieren. „Wir

brauchen einen Öffentlichen
Dienst, der mehr leistet und we-
niger kostet“, forderte Wewer.
Kritik an dieser Entwicklung und
„nach Top-Down-Mentalität“
verordneten Neuerungen musste
sich Wewer vom saarländischen
Vorsitzenden des GdP-Fachaus-
schusses Beamten- und Besol-
dungsrecht, Carsten Baum, anhö-
ren. „Government by Oma“ be-
titelte er seinen Gegenvorschlag:
Die BürgerInnen sollten gefragt
werden, wie sie sich öffentliche
Dienstleistungen vorstellten und
was sie für den selbst definierten
Standard ausgeben würden.

Wewer traf auch der Unmut
der Zuhörer über die Besol-
dungspolitik der Bundesregie-
rung. „Besonders wütend macht
mich, dass auch diese Bundesre-
gierung die Beamten als Spar-
schweine nimmt“, schimpfte der
Personalratsvorsitzende beim
Deutschen Wetterdienst, Wolf-
gang Adam. Sie verfahre nach

dem Motto: „Wenn gekürzt wird,
ziehen wir die Beamten vor.
Wenn erhöht wird, kommen sie
nach.“

Frank Bsirske zu: Perspektiven
der Beschäftigten im Öffentlichen
Dienst – „Bürger aktivieren“

Veränderte Rahmen- und
Strukturbedingungen machen es
dem ver.di-Vorsitzenden Frank
Bsirske zufolge notwendig, die
Aufgaben des Öffentlichen
Dienstes zu überdenken. Neben
Besoldungskürzung und Eingrif-
fen in Tarifverträge sehe sich der
Öffentliche Dienst veränderten
Erwartungen der BürgerInnen,
Finanzdefiziten und Wettbewerb
ausgesetzt. Ohne Mitwirkung der
BürgerInnen sind öffentliche
Dienstleistungen nach Bsirskes
Auffassung zukünftig nicht mehr
zu bewältigen.

Bsirskes Überlegungen zu
„Perspektiven der Beschäftigten
im Öffentlichen Dienst“ gingen
vom Leitbild des aktivierenden
Staates aus. „Aktivierung der
Bürger ist nicht als Konkurrenz,
sondern als Bereicherung zu ver-
stehen“, erklärte er. Der Öffent-
liche Dienst könne dadurch bes-
ser leisten, was die BürgerInnen
brauchten. Dazu sei es notwen-
dig, sie an Entscheidungen zu
beteiligen, mit Beschwerde-
management „Ernst zu machen“
und Qualitätsstandards zu veröf-
fentlichen.

Diese Anforderungen ver-
pflichteten zu einer anderen Aus-
bildung der Beschäftigten. Sie
müsse mehr Wert legen auf
Moderations- und Verhandlungs-
geschick, eigenverantwortliches
Arbeiten und Teamkompetenz.
Zusammen mit den Beschäftig-
ten sollten Arbeitsabläufe und
Personalstruktur verbessert wer-
den. Die „Partizipation nach in-
nen“ setzt Bsirske zufolge Perso-
nal- und Führungskräfteent-
wicklung voraus. Er sieht es als
tarifpolitische Aufgaben, bei-
spielsweise Führung auf Zeit

Der DGB veranstaltet
das Schöneberger Fo-
rum seit 1998 jährlich in
Berlin. Es soll den Mit-
gliedsgewerkschaften
die Möglichkeit zum Aus-
tausch und Anregungen
zur beamtenpolitischen
Arbeit geben.

Gesundheitsförderung müsse als Teil eines ganzheitlichen Personal-
managements verstanden werden, betonte Personalamtsleiter
Dr. Volker Bonorden (r. – weiter v. l. n. r.: Gottfried Geisel von
TRANSNET, Moderatorin Dorothee Beck, Dr. Reinhold Sacher vom Bun-
desverband der Betriebskrankenkassen, Reinhard Marckwald (GEW)
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festzuschreiben und Arbeit ori-
entiert an Leistung und Ergeb-
nis zu bezahlen. ArbeiterInnen
und Angestellte sollen nach einer
einheitlichen Entgelttabelle ent-
lohnt werden.

Bsirske sprach sich dafür aus,
das Tarif- und das Beamtenrecht
zu modernisieren und Verhand-
lungs- und Streikrechte für Be-
amtinnen und Beamte durchzu-
setzen.

Forum zu Gender Mainstrea-
ming: Kleine Schritte

Trotz erster Ansätze bestim-
men weiter mehr Fragen als Ant-
worten die Diskussion um die
Gleichstellungsstrategie des
Gender Mainstreaming. Das
wurde im Forum „Gender
Mainstreaming - Impuls für Ver-
änderungen“ deutlich. In den
Satzungen von DGB und ver.di
ist Gender Mainstreaming be-
reits verankert. Auch sind
Gender-Beauftragte eingesetzt,
die bei Arbeitsbedingungen, Stel-
lenbesetzungen oder Tarifverträ-
gen die Geschlechterfrage stel-
len. Im allgemeinen Bewusstsein
ist das Prinzip der Chancen-
gleichheit für Frauen und Män-
ner aber noch nicht. Insbesonde-
re fehlten geschlechtsspezifisch
aufbereitete Daten, um Benach-
teiligungen analysieren und Zie-
le definieren zu können, bemän-
gelte die Soziologin Dr. Karin
Tondorf. Die saarländische
Frauenministerin Regina Görner
(CDU) verwies auf ungleiche
Aufstiegsprofile für Frauen und
Männer. Als Beispiel aus Tarif-
verhandlungen nannte sie die
unterschiedliche Eingruppierung
des Leiters der Garage und der
Leiterin der Küche. Die Bereit-
stellung von Fortbewegungsmit-
teln werde höher eingestuft als
die von Lebensmitteln, kritisier-
te sie. Ein Personalrat bemängel-
te,  die Beamten-Beihilfe sehe
nur Mutter-Kind-Kuren, aber
keine Vater-Kind-Kuren vor.

Görner forderte zur Taktik der
kleinen Schritte auf, um Gender
Mainstreaming nach und nach in
allen Gesellschaftsbereichen
durchzusetzen. Marika Briedig-
keit, Referatsleiterin in der
DGB-Abteilung Öffentlicher
Dienst/Beamte, regte ein Netz-

werk an, um über Umsetzungs-
kriterien diskutieren zu können.

Forum zu Reformvorschlägen für
den Öffentlichen Dienst: Zwei-
fel am einheitlichen Dienstrecht

Das von Nordrhein-West-
falens (NRW) Reformkom-
mission vorgeschlagene einheit-
liche Dienstrecht scheint kaum
durchsetzbar. DGB-Vorstands-
mitglied Ingrid Sehrbrock führ-
te  im Forum „Reformkom-
mission NRW – Weichenstellung
für ein neues Dienstrecht?“ an,
aus Bayern und auch Nordrhein-
Westfalen kämen Stimmen ge-
gen eine Abschaffung des Be-
rufsbeamtentums. NRWs Re-
formbeauftragter Wolfgang
Riotte räumte ein, dass die not-
wendige verfassungsändernde
Zweidrittel-Mehrheit schwer zu
erreichen sei. Die Aussichten sei-
en „im Moment schlecht“, ein
einheitliches Dienstrecht für Be-
amtinnen und Beamte, Arbeite-
rinnen und Angestellte zu schaf-
fen. Dennoch seien Reformen
möglich. Beispielsweise könnten
die Altersversorgung reformiert
und leistungsbezogene Gehalts-
bestandteile oberhalb einer be-
stimmten Verdienstgrenze einge-
führt werden. Es sei möglich, die
Verwaltung auf Sparten mit ho-
heitlich geprägter Tätigkeit zu
beschränken. „Was soll mit über-
zähligen Beamten passieren?“,
erkundigte sich ein Teilnehmer.
Ähnlich wie in der Privatwirt-
schaft, könnten sie Riotte zufol-
ge Abfindungen erhalten. Für
Polizei und andere hoheitliche
Bereiche wären Kündigungen
allerdings nicht vorgesehen.

Per Vorschrift soll es erlaubt
sein, sich von leistungsunwilligen
oder -unfähigen Beamtinnen und
Beamten zu trennen. Auch die
Führung müsse sich verbessern,
forderte Riotte, indem Trainings
für Führungskräfte verpflichtend
würden. Der Münchener Rechts-
professor Heinrich Wolff zweifel-
te deren Wirksamkeit an: „Einem
Menschen, der keine soziale
Kompetenz hat, können Sie die-
se nicht mit hohen Kosten wäh-
rend der Dienstzeit beibringen.“

Sehrbrock sprach sich dafür
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aus, das bestehende System zu
reformieren, ohne allein Kosten
sparen zu wollen. Beamtinnen
und Beamten solle das Recht
eingeräumt werden, über Besol-
dung und Versorgung zu verhan-
deln. Wolff plädierte dafür, das
Beamtenrecht im Kern zu be-
wahren. Es gewährleiste eine
unabhängige, an Sachentschei-
dungen orientierte Verwaltung.

Forum zu Personalentwicklung:
Mitarbeiter mitgestalten lassen

„Die Leistung des Öffentlichen
Dienstes hängt vom Können,
Wollen und Dürfen der Beschäf-
tigten ab.“ Mit diesen Worten
fasste der Vorstand der Kommu-
nalen Gemeinschaftsstelle, Hans
Joachim Hilberts, im Forum „Per-
sonalentwicklung: Effektive Ver-
waltung – motivierte Beschäftig-
te“ die zukünftigen Anforderun-
gen an Personalentwicklung zu-
sammen. Staatliche Finanzkrise,
Weiterentwicklung der Internet-
Technologie und die veraltende
Bevölkerung stellten neue Erwar-
tungen an die öffentlich Beschäf-
tigten und erforderten Reformen
der Personalentwicklung und des
Personalmanagements. Personal-
entwicklung müsse darauf abzie-
len, die Beschäftigten zu beteili-
gen und Führungskräfte nach so-
zialen, nicht nur nach Fachkom-
petenzen auszuwählen.

Der Unternehmensberater
Dr. Helmut Kanther sprach sich
dafür aus, auch im beamtenrecht-
lichen Bereich Fachkarrieren zu
ermöglichen. Zu viele Faktoren
beeinflussten unabhängig vom
fachlich und sachlich Notwendi-
gen die Führungskräfteauswahl
im Öffentlichen Dienst. Der stell-
vertretende GdP-Vorsitzende

Bernhard Witthaut brachte die
Laufbahnverordnung ein, die bei
den Beamtinnen und Beamten
die Personalentwicklung er-
schwere. Für die Betroffenen sei
die Frage entscheidend „Was
bringt Personalentwicklung für
mich?“. In Niedersachsen sei der
Eindruck entstanden, Personal-
entwicklung solle nur Kürzungen

verschleiern und den Personal-
abbau unbemerkt machen. Da
6.043 Stellen gestrichen und wei-
tere 7.500 wegrationalisiert wer-
den sollen, schwinde die Motiva-
tion der Beschäftigten, Personal-
entwicklung voranzutreiben.
Fortbildung sei gekürzt und ver-
sprochene Leistungszulagen sei-
en zur Haushaltssanierung ein-
kassiert worden.

Kanther wies darauf hin, Lei-
stungsanreize seien nicht  die ein-
zige Motivation für die Beschäf-
tigten. Als ausbaufähig erachtet er
Zielvereinbarungen, wobei reali-

stische Ziele formuliert werden
müssten. In Fortbildung, die nicht
nur Führungskräfte betreffen dür-
fe, müsse mehr investiert werden.
In Mannheim solle ein Prozent
der Personalausgaben für Perso-
nalentwicklung ausgegeben wer-
den, berichtete der Personalleiter
der Stadt, Hans Nicht. Der Anteil
betrage aber erst 0,45 Prozent.

Forum „Gesundheitsförderung
versus Frühpensionierung“:
Nur 20 Prozent sorgen vor

Die Versorgungsausgaben
steigen, der Anteil der Frühpen-
sionierungen im Öffentlichen
Dienst ist mit 47 Prozent alarmie-
rend. Dennoch ist das Thema
Gesundheitsförderung noch zu
unbedeutend, wie im Forum
deutlich wurde. Dr. Reinhold
Sochert vom Europäischen In-
formationszentrum des Bundes-
verbands der Betriebskranken-
kassen sieht die betriebliche

Gesundheitsförderung hierzu-
lande auf qualitativ niedrigem
Niveau. Konzepte für ältere Be-
schäftigte fehlten. In höchstens
20 Prozent aller Verwaltungen
werde Gesundheitsförderung
betrieben.

Gesundheitsförderung müsse
als Teil eines ganzheitlichen
Personalmanagements verstan-
den werden, betonte Dr. Volker
Bonorden, der das Personalamt
Hamburg leitet. Nur so biete sie
überzeugende Ansätze, um Fehl-
zeiten und Frühpensionierungen
zu vermeiden. Das Hamburger
Personalamt habe die Vermei-
dung von Frühpensionierungen
zur Chefsache erklärt. Das
Personalmanagement-Konzept
beruhe auf Wertschätzung der
Arbeit aller Beschäftigten und
offenen Gesprächen über Lö-
sungswege bei Problemen, zum
Beispiel Qualifikation für Aufga-
ben an einem anderen Arbeits-
platz.

Reinhard Marckwald von der
GEW wandte ein, die Sensibili-
tät der Arbeitgeber für das The-
ma Frühpensionierungen be-
schränke sich im Wesentlichen
auf Regelungen zur Versorgung
und die formale Übertragung der
Arbeitsschutzbestimmungen auf
den Öffentlichen Dienst. Ar-
beitszeiterhöhungen,  Abbau von
Altersermäßigungen und einge-
schränkte Altersteilzeit seien
kontraproduktiv. Gottfried Gei-
sel von TRANSNET machte dar-
auf aufmerksam, dass Arbeits-
platzabbau und mangelndes Ver-
trauen in Führungskräfte mit
ausschlaggebend für Dienstunfä-
higkeit seien.

Barbara Haas

www.schoeneberger-forum.de

In Niedersachsen sei der Eindruck entstanden, Personalentwicklung
solle nur Kürzungen verschleiern, so der stelltvertretende GdP-
Vorsitzende Bernhard Witthaut (daneben Vorstand der Kommunalen
Gemeinschaftsstelle, Hans Joachim Hilberts).

Fotos (2): Matthias Schlenzka
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Eigensicherung als Führungsaufgabe:
Provozieren bis zur Einsicht?

Polizisten werden nicht nur direkt durch gewaltbereite
Personen gefährdet, sondern gefährden sich auch selbst
dadurch, dass sie tatsächliche Gefahren ignorieren.
Selbst Formulierungen wie „Wir haben alles im Griff!“
oder „Das kriegen wir schon hin!“ sind häufig schon ver-
räterisch. Obwohl sie auf den ersten Blick
Selbstbewusstsein ausdrücken, sind sie oft nur leere
Sprüche. In Wirklichkeit haben die Sprecher überhaupt
keinen Blick dafür, welche Gefahren vorhanden sein könn-
ten. Derartige Formulierungen drücken also einen gefähr-
lichen ressourcenarmen Optimismus aus.

Die Unterminierung des
Sicherheitsbewusstseins
durch Lächerlichmachen

Bedenklich ist, dass das Si-
cherheitsbedürfnis von Kollegin-
nen und Kollegen unterminiert
wird und sogar mit Lächer-
lichmachen Gruppendruck aus-
geübt wird. Betrachten wir dazu
den Spruch „Junge, du brauchst
die Schutzweste nicht tragen,
Brust anspannen und abprallen
lassen!“. Man kann davon ausge-
hen, dass der Polizist, der das sag-
te, das nicht wirklich so meint,
doch ist diese geäußerte Über-
heblichkeit und der damit ver-

bundene Angriff auf das Sicher-
heitsbewusstsein des jungen Kol-
legen für den Beamten selbst
gefährlich – und zwar aus zwei
psychologischen Gründen:

• Der Satz dient als Recht-
fertigung dafür, etwas Wichtiges
nicht zu tun. Er ist damit Aus-
druck eines passiven Lebensstils,
der Problem erzeugend ist (Füll-
grabe, 2002).

• Der Satz spiegelt wohl

auch eine eher lasche Haltung im
gesamten Dienst wider, also ein
großes Gefährdungspotenzial.
Denn Gewaltbereite können der-
artige Signale der unprofes-
sionellen Haltung gut „lesen“, als

leichte Verletzbarkeit des Betref-
fenden deuten und als Aufforde-
rung zu einem Angriff ansehen
(Pinizzotto und Davis, 1999).

Es geht hier also nicht primär
darum, ob eine schusssichere
Weste getragen wird oder nicht,
sondern vor allem um die geäu-
ßerte innere Haltung. Dies äu-
ßert sich z. B. auch in der herab-
lassenden Frage an eine junge

Polizistin „Warum ziehst du eine
Schutzweste an?!“ Hier kann of-
fensichtlich nur noch eine extre-
me Provokation Nachdenken
auslösen und ein Umdenken be-
wirken: „Damit wenigstens ich

dann deiner Witwe berichten
kann, dass du einem kalten Prak-
tiker angewandter Gewalt be-
gegnet bist!“. Die Tatsache, dass
die Polizistin eine derartige Re-
aktionen als angemessen ansah,
zeigt, dass gegenüber einem Un-
einsichtigen nur noch so etwas
wie ein „sprachliches Judo“ hilft:
Sich nicht einschüchtern lassen,
die Formulierung aufgreifen, un-
erwartet reagieren und formulie-

ren und sprachlich die Oberhand
gewinnen.

Die Aufgabe des
Vorgesetzten

Für den Vorgesetzten ergeben
sich hier zwei Probleme:

Er muss
1. das Sicherheitsbewusstsein

seiner Mitarbeiter verstärken,
2. sicherheitsbewusste Perso-

nen schulen, sachgemäß auf Äu-
ßerungen zu reagieren, mit de-
nen Kollegen versuchen, die ei-
genen Sicherheitsbemühungen
zu untergraben.

Wie das Sicherheitsbewusst-
sein verstärkt werden kann, zeigt
eine Untersuchung von Zeitlin
(1994). Man muss:

• die Wahrnehmung des Risi-
kos erhöhen,

• die Vorteile verringern, die
man durch Missachtung oder
Verletzung von Sicherheitsstan-
dards gewinnen kann,

• die Kosten für die Befolgung
von Sicherheitsstandards so ge-
ring wie möglich halten.

Die Konsequenzen der Miss-
achtung von Anweisungen soll-
ten im Detail geschildert werden
und die Aufmerksamkeit auf die
Art von Verletzungen gelenkt
werden, die auftreten könnten.
Horrordarstellungen sollten aber
vermieden werden, weil sie Ab-
wehrreaktionen und Verleug-
nung auslösen können. Stattdes-
sen sollte betont werden, dass
man Schaden vermeiden kann,
indem man Sicherheitsmaßnah-
men befolgt.

Bei der Umsetzung dieser Er-
kenntnisse taucht aber ein gro-
ßes Problem auf: Erfahrungsge-
mäß reichen Appelle an die Ver-
nunft zumeist nicht aus, um eine
Verhaltensänderung zu bewir-
ken.

Dagegen scheint hier die Vor-
gehensweise des „provokativen
Gesprächsstils” hilfreich zu sein,

Übung: Mit
vorgehaltener
Waffe zur
Fahrzeug-
kontrolle –
auch die
Schutzweste
muss zum
Einsatz
kommen.

Fotos (2):
dpa
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der mit Verblüffung und Humor
in einer vertrauensvollen Atmo-
sphäre arbeitet. Provokation be-
deutet dabei nicht Beleidigen,
sondern Herausfordern und zwar
Herausfordern zur Verhaltens-
änderung.

Grundlagen des „provo-
kativen Gesprächsstils”

Im Umgang mit eingefahre-
nen Denk- und Verhaltensweisen
sind zumeist folgende Vorge-
hensweisen unangemessen:

• autoritäres Verhalten – weil
es keine Einsicht erweckt, son-
dern nur Gehorsam erzwingt –
sobald die äußere Kontrolle
fehlt, wird das aufgezwungene
Verhalten nicht beibehalten.

• Angst auslösen – damit wird
zumeist nur Vermeidungsverhal-
ten erzeugt.

• Laissez-faire – wenn man
nicht rechtzeitig auf die Person
einwirkt, wird in einer kritischen
Situation das problematische
Denk- und Handlungsmuster zu
einer Katastrophe führen.

Was ist also zu tun?
Um eine optimale Lern-

atmosphäre zu erzeugen, ist es
wichtig, eine mittlere Motivation
zu erschaffen. Denn sowohl eine
zu geringe Aktivierung (Gleich-
gültigkeit) als auch eine zu hohe

Aktivierung (z. B. Angst, über-
starke Leistungsmotivation) be-
einträchtigen den Lernerfolg.
Hilfreich ist deshalb die Vorge-
hensweise des „provokativen
Gesprächsstils”. Das ist die An-
wendung der Prinzipien von
Farrellys Provokativer Therapie
(Farrelly und Brandsma, 1986)
nicht nur im therapeutischen
Raum, sondern auch im Alltag.

Dabei ist die Provokation frei
von zynischer Überheblichkeit
und richtet sich nur gegen das
Schädliche und Absurde im Ver-
halten des anderen, nicht gegen
seinen verletzlichen Wesenskern.
Ihm werden in einer besonderen
Art und Weise Denkmuster, Ge-
fühle und Verhaltensweisen un-
terstellt, so dass er gar nicht an-
ders kann, als dazu gefühlsmäßig
Stellung zu beziehen. Diese Un-
terstellungen werden hem-
mungslos verzerrt bis hin zum
Absurden, und das bringt den
Betroffenen meist zum Lachen.
Das Lachen über sich selbst gibt
ihm ein Stück Freiheit zurück
(denn nur wer sich selber relati-
vieren kann und somit „darüber
steht“, kann über sich lachen).
„Therapiert“ werden soll dabei
eine Person, die Sicherheitsbe-
stimmungen oder -empfehlun-
gen missachtet, ihr Verhalten
aber keineswegs als falsch oder
unangemessen betrachtet, son-

dern glaubt, die Situation unter
Kontrolle zu haben. Bestärkt
wird sie in ihrer Haltung darin,
dass sie bisher tatsächlich alle
Situationen „gemeistert“ hat.
Dieser Haltung liegt zugrunde,
dass viele Menschen nur ein
recht nebelhaftes Bild von den
Ereignissen haben, die sie erle-
ben. Es trifft sie aus heiterem
Himmel, sie werden von Ereig-
nissen „überrascht“. Dabei kann
man bereits im Vorfeld viele Ge-
fahren und Probleme entschär-
fen, sich auf den Eintritt eines
Ereignisses vorbereiten (Stress-
impfung) und durch aktives Han-
deln auch überraschend eintre-
tende Situationen bewältigen.

Techniken des „provo-
kativen Gesprächsstils”

Grundsätze des Provokativen
Gesprächsstils sind:

• Nicht beleidigen, sondern
herausfordern.

• Nicht provozieren um jeden
Preis, sondern um Denkblo-
ckaden zu beseitigen.

Um Denkblockaden abzubau-
en und spezifisch die Einsicht in
die Notwendigkeit der Befol-
gung von Sicherheitsanweisun-
gen zu fördern, scheinen mir fol-
gende Techniken besonders viel
versprechend:

Zukunftsszenarien – sie die-

nen dazu, die Konsequenzen des
eigenen Handelns zu verdeutli-
chen. Um Sicherheitsstandards
zu vermitteln, kann man z. B.
schildern, wie eine selbst-
schädigende Verhaltensweise
immer größere Auswirkungen
haben kann, welche Gefahren
auftreten, wenn wie bisher wei-
tergemacht wird.

Dazu eine Vielzahl von mög-
lichen Reaktionen auf die bereits
erwähnte Formulierung  „War-
um soll ich eine Schutzweste an-
ziehen?“

„Ich werde deiner Witwe mit-
teilen, dass du kein Feigling wie
ich warst, der eine Schutzweste
anzieht!”

Ein anderes, authentisches
Beispiel aus einem Rollenspiel:
Ein Beamter nimmt keine rich-
tige Durchsuchung bei BtM –
Verdacht vor. Beamter: „Der war
doch so nett und kooperativ, da
dachte ich, den brauche ich nicht
zu durchsuchen.“ Trainer: „ Nett
war er, aber du hast jetzt Aids.“

Man kann auch durch eine
Kette von Antworten die Über-
raschung und Verblüffung noch
steigern und so die Chancen der
Einsicht erhöhen. Z. B. sagt ein
PHM: „Warum soll ich eine
Schutzweste anziehen, mir ist
noch nie etwas passiert?“ Die
provokative Reaktion wäre:
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„Im Jahr 2004 sagst du:
„Mir ist noch nie etwas
passiert!“
Im Jahr 2005 sagst du:
„Mir ist noch nie etwas
passiert!“
Im Jahr 2006 sagst du:
„Mir ist noch nie etwas
passiert!“
Im Jahr 2007 sagst du:
„Mir ist noch nie etwas
passiert!“
Im Jahr 2008 triffst du zum

ersten Mal auf einen kalten Prak-
tiker angewandter Gewalt und
wirst getötet.“

Durch überraschende Um-
deutungen werden
Verblüffung und
Überraschung er-
zeugt, was gerade
in schwierigen und
f e s t g e f a h r e n e n
Therapiesitzungen
hilfreich sein kann.
Mit dem „provoka-
tiven Stil” werden
die Umdeutungen
bis ins Absurde
übertrieben:

• Alle Vorteile
des problemati-
schen Verhaltens
werden aufgezählt
und betont und alle
Vorteile eines neu-
en Verhaltens wer-
den herunterge-
spielt.

• Alle Nachteile
eines neuen Ver-
haltens werden auf-
gezählt und betont
und alle Nachteile
des bisherigen Ver-
haltens werden
heruntergespielt.

Dazu könnte man z. B. schil-
dern, wozu das Problemverhal-
ten gut wäre: Welche Aufmerk-
samkeit erhält es? Welche absur-
den Verwendungsmöglichkeiten
bietet das Problemverhalten?
Was muss der Klient aufgeben,
wenn er sein Verhalten ändert?
Welche Anstrengungen würde
das erfordern? Durch derartiges
Herausarbeiten von Vor- und
Nachteilen wird erreicht, dass die
Realitäten in den Blickpunkt ge-
rückt werden. Beim Klienten
wird Widerstand gegen den der-

zeitigen Zustand hervorgerufen,
und er wird herausgefordert
(provoziert), sein Verhalten zu
ändern (Höfner und Schachtner,
1995).

Skurriler Humor kann
helfen

Wenn man durch überra-
schende Umdeutungen die Situa-
tion humorvoll ad absurdum ge-
führt hat, kann man dann von der
humorvollen Atmosphäre in eine
ernstere wechseln und die Rea-
lität ins Spiel zu bringen (Höfner
und Schachtner, 1995, S. 184).

Dazu ein Beispiel, das Polizisten
selbst in einem Rollenspiel ent-
wickelten. Ausgangslage war:
Der Polizist hatte nach der Fest-
nahme die Person nicht durch-
sucht. Sein Kollege sagt ihm:
„Mensch Torsten, hast ja wieder
eine geile Festnahme gemacht.
War ja ein dicker Fisch. Herzli-
chen Glückwunsch. Die Kollegen
aus der JVA sind auch froh.
Nachdem der Festgenommene
dort vorgeführt wurde, hat er
zwei Justizbeamte mit einem
Messer schwer verletzt. Macht ja

nichts, dass du ihn nicht durch-
sucht hast. Ist ja nicht so schlimm.
Die Kollegen in der JVA sind
glücklich, da die verletzten Be-
amten unbeliebt waren. Auch die
Familien sind froh, dass ihre tol-
len Kerle erst mal nicht nach
Hause kommen. Dann haben sie
erst mal Ruhe! Nochmals mei-
nen Glückwunsch, auf die näch-
ste Festnahme.“ (Schüttelt dem
Kollegen die Hände).

Durch den schnellen Tonfall
bei diesen sprachlichen Äuße-
rungen kam der Zuhörer über-
haupt nicht dazu, sich mit Aus-
flüchten auseinander zu setzen,

was den Verblüffungseffekt noch
steigerte.

Man kann auch die Technik
„Zukunftsszenarien” mit der
Technik des Umdeutens verbin-
den: Wenn er so weiter macht, hat
er dann irgendwann im Kranken-
haus endlich Zeit, seinen
Lieblingsroman zu lesen. Wenn
er aber sein Verhalten ändert,
werden die anderen Kollegen
neidisch, dass sie einen so vor-
bildlichen Polizisten in ihrer Mit-
te haben. Sie müssten dann be-

fürchten, dass er ihnen bei Beför-
derungen vorgezogen würde. Er
würde in die soziale Isolierung
geraten usw.

Bei der Sündenbocktechnik
werden die Beschuldigungen, die
der Klient anführt (Schuld an
seiner mangelnden Schieß-
leistung hat die schlechte Waffe,
der letzte Abend, das frühe Auf-
stehen, die „falsche“ Position auf
der Schießbahn, der Muskelka-
ter irgendwo im Körper, die Bril-
le oder sonstiges), vom Thera-
peuten bis zum Absurden ausge-
schmückt: Er habe noch weitere
Ursachen vergessen – seine Erb-
anlagen, das Wetter, das Ozon-
loch, seine verstorbene Urgroß-
mutter, die Mafia usw.

Dadurch wird dem Klienten
deutlich, wie wenig Sinn seine
Argumentation ergibt und er
wird zu einer realistischen Über-
nahme von Verantwortung ange-
halten. Er darf nicht zu viel oder
zu wenig Verantwortung über-
nehmen. Danach kann man zu ei-
nem sachorientierten Gespräch
kommen, in dem der Klient nicht
mehr seine Verantwortlichkeit
für seine Taten auf andere ab-
wälzt.

Nur noch mit Watte-
bällchen werfen?

In den letzten Jahren hörte ich
mehrfach von Polizisten: “Ich
habe den Eindruck, dass wir nur
noch mit Wattebällchen werfen
dürfen.“ Soll heißen, dass man
einem anderen Menschen keine
harten Wahrheiten mehr verkau-
fen dürfe.

Zu solchen Meinungen trugen
möglicherweise bestimmte Kom-
munikationsmodelle bei, wie
etwa das von Schulz von Thun,
der meinte, dass gute Kommuni-
kation eine Sache der „anspre-
chenden Verpackung“ sei. Heu-
te betont er jedoch: „Der Weg
über ansprechende Verpackun-
gen war ein Irrweg“ (Schulz von
Thun, 1998, S.16 – 18). Sein Feh-
ler war, dass er seine Thesen
realitätsfern „am grünen Tisch“
entwickelt hatte.

Dagegen hatte der Kommu-
nikationsforscher Gibb (1961)
bei der Beobachtung von Ge-

Training mit der Schusswaffe auf der modernsten Schießanlage der nordrhein-
west-fälischen Polizei in Viersen – wer hier schlecht abschneidet, sollte analysieren,
woran es wirklich liegt – die Suche nach einem Sündenbock hilft nicht weiter.

EIGENSICHERUNG
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POLIZEIFACHMESSE

IPOMEX in Münster
Sicherheit, Gefahrenab-

wehr und Verbrechensbe-
kämpfung sind die Themen
der Internationalen Polizei-
fachmesse IPOMEX (Inter-
national Police Meeting and
Exhibition) vom 30. März bis
1. April 2004 in Münster, und
zwar in der Halle Münster-
land. Die IPOMEX setzt die
Reihe der „General Police
Equipment Exhibiton and
Conference“ (GPEC) fort,
die bereits zwei Mal in Mün-
ster stattgefunden hatte.

Die Leitung der Halle
Münsterland sieht nicht zu-
letzt wegen dieser Erfahrun-
gen den Standortvorteil, weil
in Münster eine Reihe wich-
tiger Institutionen der Poli-
zei von der Polizei-Füh-
rungsakademie mit dem
Polizeitechnischen Institut
über das Polizei-Fort-
bildungsinstitut„Carl Seve-
ring“ bis zum Polizeipräsidi-
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um ansässig ist. Dem Fach-
beirat der IPOMEX gehö-
ren folgerichtig auch Vertre-
ter dieser Institutionen an.
Die Schirmherrschaft   hat
der Innenminister des Lan-
des Nordrhein-Westfalen
Dr. Fritz Behrens übernom-
men.

Die IPOMEX versteht
sich als internationale
Leistungs- und Angebots-
show für Behörden, Herstel-
ler, Handel und Dienstlei-
ster sowie als Plattform
für das begleitende Vor-
trags- und Rahmenpro-
gramm über polizeirele-
vante Themen.

Der Besuch der Messe ist
ausschließlich Fachbesu-
chern vorbehalten. Anmel-
dungen und Informationen
sind im Internet zu finden
unter: www.ipomex.de

W. D.

sprächsrunden festgestellt, dass
es ein Zuhörer als vertrauensvol-
les Gesprächsklima ansieht,
wenn der Sprecher spontan und
nicht manipulativ, wenn er offen
ist und ihn als gleichrangig be-
trachtet. Dann werden auch Be-
wertungen der eigenen Person
nicht negativ empfunden, unter
Umständen noch nicht einmal
wahrgenommen! Mit anderen
Worten: Man kann auch „harte“
Worte vertragen, wenn man sie
von jemandem hört, der pro-
blemorientiert und fair ist. Des-
halb kann auch ein Polizeibeam-
ter Konflikte vermeiden, wenn er
seine Maßnahmen sachgemäß
und konsequent durchführt und
sie begründet. Ohne Erklärung
entsteht leicht der Eindruck von
Willkür, und dies wirkt leicht
aggressionsfördernd.

Gibb (1961) stellte auch fest,
dass gerade das „um den heißen
Brei herumreden“ als kalt und
distanzierend empfunden wurde.
Auch zeigt die Praxis, dass sogar
gut gemeinte Sätze wie „Du hast
einen Wert als Mensch und Wür-
de“ oder „Ich verstehe Sie“ häu-
fig als leere berufliche Floskeln
betrachtet werden, die man je-
dem Klienten sagt und deshalb
eher eineDistanz aufbauen.

Ganz anders Farrellys provo-
kativer Stil, bei dem man dem
anderen auch harte Wahrheiten
sagt, genauso, wie es der beste
Freund tun würde. So wird der
andere als Mensch ernst genom-
men, aber nicht sein Problem
oder Symptom. Dieses muss er
eigenständig ändern.

Deshalb erweist sich in der
Praxis, dass man mit dem provo-
kativen Stil Vertrauen aufbauen
kann, weil man dadurch die übli-
chen kommunikationshemmen-
den Floskeln, Beschönigungen,
Euphemismen usw. vermeidet.
Ich hörte persönlich, dass eine
Frau mit Panikattacken sagte:
„Farrelly war der erste, der mich
ernst nahm“ – also nicht die vie-
len Ärzte, Professoren usw. da-
vor, und das, obwohl er lediglich
seinen provokativen Humor ein-
gesetzt hatte!

Uwe Füllgrabe

URTEILE

Kündigung: Androhung,
„krank zu werden“, ist

Rausschmissgrund
Kündigt ein Arbeitnehmer

während eines Gesprächs mit
seinem Vorgesetzten – wenn
auch nicht wortwörtlich – an, er
„werde krank“, wenn er den ge-
wünschten Urlaubstermin nicht
bewilligt bekomme, so kann ihm
der Arbeitgeber fristlos kündi-
gen. Dies gilt auch dann, wenn
der Mitarbeiter dann tatsächlich
krank wird, er es aber im Zeit-
punkt der „Erpressung“ noch
nicht war.

(Bundesarbeitsgericht, 2 AZR
123/02)

Krankenversicherung: Kassen-
fusion und Kündigung

Fusionieren zwei gesetzliche

Krankenkassen, so haben die
Mitglieder ein Sonderkündi-
gungsrecht, wenn sich dadurch
für sie der Beitrag erhöht (anson-
sten erst nach 18-monatiger Mit-
gliedschaft).

(Landessozialgericht Sachsen-
Anhalt, L 4 KR 33/00)

Beamtenrecht: Trotz Teilzeit
keine Erlaubnis für Nebenjob

Einem Beamten (hier: einem
Lehrer) darf der Wunsch abge-
schlagen werden, seine Arbeits-
zeit von 40 auf 20 Wochen-
stunden zu reduzieren, wenn er
in der gewonnenen Zeit als Kin-
der- und Jugendtherapeut arbei-
ten will. Die Nebentätigkeit ei-
nes Beamten darf ein Fünftel der
Wochenarbeitszeit nicht über-
schreiten.

(Verwaltungsgerichtshof Ba-
den-Württemberg, 4 S 1540/02)

Beamtenrecht: Auch Staats-
diener müssen Kürzungen

hinnehmen
Die Kürzung der „Weich-

nachtsgelder“ von Berliner Be-
amten, die seit Inkrafttreten des
Sonderzahlungsgesetzes am 5.
November 2003 gilt, verstößt
nicht gegen verfassungsrechtli-
che Grundsätze. Eine bestimm-
te Höhe von Sonderzuwen-
dungen für Beamte ist nicht ver-
fassungsrechtlich geschützt; le-
diglich an den „hergebrachten
Grundsätzen des Beamtentums“
darf nicht gerüttelt werden.

(Verwaltungsgericht Berlin,
7 A 386/03)

         W. B.

§

§

§
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SENIORENJOURNAL

Liebe Seniorinnen,
liebe Senioren,

der Jahreswechsel, der jetzt
auch schon wieder ein Monat
hinter uns liegt, ist immer
auch die Zeit der Bilanzen,

Rückblicke
und Pro-
gnosen. Da
werden die
Höhe- und
Tiefpunkte
des Jahres
aufgelistet,
da werden
Sensat io -
nen und

Katastrophen in Erinnerung
gerufen. Und wir fragen uns
zum Jahreswechsel, was es
wohl bringen wird, das neue
Jahr. Nun wissen wir in der Tat
nicht, was kommt. Man kann
planen, was man will, vieles
kommt doch völlig anders,
auch Überraschungen bleiben
nicht aus.

„Die Regierung will unser
Bestes“. Das gilt nicht nur für
die Bundesregierung in Ber-
lin, das gilt auch für die Herr-
schenden im Lande. Immer-
hin, in einem Kraftakt ohne
Gleichen ist es Bundesregie-
rung und Opposition – die
Länder nicht zu vergessen –

gelungen, kurz vor Weihnachten
ein Reformpaket zu verabschie-
den. Vieles davon geht auch uns
an. Was die Gesundheit betrifft,
haben sich die Politiker an die
alte Weisheit gehalten: „Was gut
ist, ist auch teuer.“ Wie teuer,
werden wir noch im Laufe die-
ses Jahres selbst merken.

Rückblick 2003
Für einen kompletten Jahres-

rückblick reicht hier der Platz
nicht. Aber an einige Aktivitäten
will ich doch erinnern:

Der Vorstand der Senioren-
gruppe war im Jahr 2003 ganz
schön aktiv. Vorstandssitzungen,
Veranstaltungen der Landes-
Seniorengruppen, Seminare und
nicht zuletzt Protestkundgebun-
gen standen auf dem Terminplan.
Das bedeutete nicht nur Arbeit
und Engagement, das gab auch
Gelegenheit Solidarität zu prak-
tizieren.

Gleich zu Jahresbeginn 2003
war deutlich zu spüren, dass die
Unzufriedenheit unter den Mit-
gliedern, auch unter den Seniorin-
nen und Senioren, deutlich zuge-
nommen hatte. Bei den Versamm-
lungen kam das handfest zum
Ausdruck. Hauptanliegen waren:

• Neuregelungen des Versor-
gungsrechts

• zukünftige Beamtenversor-
gung

• Änderung der Beihilfebe-
stimmungen

• Gesundheitsreform
Heute, nach gut einem Jahr,

stellen wir fest, dass unsere Pro-
teste und Aktivitäten zu einem
relativen Ergebnis geführt ha-
ben:

Wir haben noch Schlimmeres
verhindert. Was uns getroffen
hat, ist allerdings noch arg genug.
Aber ohne den massiven Wider-
stand der GdP wäre die Sonder-
zuwendung bereits im gerade zu
Ende gegangenen Jahr der Spar-
wut der Politiker komplett zum
Opfer gefallen.

Und die Zukunft?
Die GdP, und speziell die

Seniorengruppe der GdP, wird
weiter alles daran setzen, auf
Versorgungsempfänger und
Rentner zukommende Belastun-
gen abzuwenden bzw. zu mildern.
Dafür müssen wir uns einmi-
schen in die Politik, um den
Veränderungsprozess mit zu ge-
stalten. Betonpolitik bringt
nichts, denn dann geschehen wei-
tere Einschnitte auch ohne uns.

Seitdem die einschneidenden
Maßnahmen beim Beamten- und
Versorgungsrecht spürbar ge-
worden sind, wird natürlich die
Frage gestellt, was da noch die
Mitgliedschaft in einer Gewerk-
schaft bringt. Die Antwort ergibt
sich, wenn man die Frage sozu-
sagen auf den Kopf stellt:

Was bringt es, wenn man nicht

mehr in einer Gewerkschaft
ist? Die Antwort ist klar:
Dann trifft einen ungebremst
alles, was sich die Politiker in
Bund und Ländern an Spar-
maßnahmen noch alles aus-
denken.

Richtig, dies ist nicht die
Zeit großer Erfolge und finan-
zieller Zuwächse. Heute geht
es darum, beim Verteilen ei-
nes kleiner werdenden Ku-
chens mit zu machen, damit
nicht hinterher nur noch der
leere Teller mit ein paar Krü-
meln übrig bleibt.

Die Gewerkschaft ist also
gerade in schwierigen Zeiten
wichtig. Und ein Wort, das von
wild gewordenen Reformern
als altmodisch und völlig über-
holt diskreditiert wird, ge-
winnt immer mehr an Bedeu-
tung: Solidarität. Das hätten
sie nämlich gerne, dass wir uns
auseinander dividieren!

Gemeinsam erfolgreich
wehren, die ein oder andere
Zumutung verhindern – das
geht nur, wenn wir alle solida-
risch zusammen stehen.

Gut, dass es sie gibt – die
Senioren-Gruppe der Ge-
werkschaft der Polizei.

Bis zur nächsten Ausgabe.
Euer
Heinz Blatt
Vorsitzender der
Senioren-Gruppe

Grundsicherung gegen Altersarmut
Am 1. Januar 2003 ist das neue

Gesetz zur bedarfsorientierten
Grundsicherung in Kraft getre-
ten. Ziel dieses Gesetzes ist es
vor allem, die Armut im Alter zu
verhindern. Anspruch auf die
Grundsicherung können Perso-
nen über 65 Jahre und dauerhaft
voll erwerbsgeminderte Men-
schen ab 18 Jahre erhalten, die
nicht allein für ihren Lebensun-
terhalt sorgen können.

Die Grundsicherung ist eine

neue Sozialleistung. Sie soll ins-
besondere bei älteren Leuten die
finanzielle Existenzgrundlage für
eine würdige Lebensführung
schaffen und sichern. Es handelt
sich hierbei um keine Sozialhil-
fe. Das Novum der Grund-
sicherung gegenüber der Sozial-
hilfe ist, dass ihre Leistungen
unabhängig vom Einkommen
der Angehörigen sind, sofern die-
ses unter 100.000 Euro jährlich
liegt.

Viele Menschen scheuten bis-
her aus Scham oder Furcht vor
Rückgriffsforderungen der Sozi-
alämter auf ihre erwachsenen
Kinder den Gang zur Behörde.
Es wird wohl nach wie vor bei
älteren Menschen eine Dunkel-
ziffer von „verschämter Armut“
geben. Trotzdem ist die bedarfs-
orientierte Grundsicherung ein
wichtiger sozialpolitischer Fort-
schritt. Ähnlich wie bei der Sozi-
alhilfe wird die bedarfsorientier-

te Grundsicherung nach indivi-
duellen Gesichtspunkten errech-
net und kann deshalb von Fall zu
Fall unterschiedlich ausfallen.
Die Berechnung sieht wie folgt
aus:

• Dem maßgeblichen Sozi-
alhilferegelsatz von zurzeit 294
Euro werden 15 % zugeschlagen.
Somit beträgt der Regelbedarf
der Grundsicherung rund 338
Euro.

•  Dazu kommen die angemes-

Auf ein Wort
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Unterhalt für Eltern

Wenn Mutter und Vater für
den Ruhestand nicht ausrei-
chend vorgesorgt haben, müssen
die Kinder für den Unterhalt auf-
kommen.

Verursacht durch die zuneh-
mend höhere Lebenserwartung
und bei gleichzeitiger Verkürzung
der Lebensarbeitszeit verringert
sich der Rentenumfang. Deshalb
kann schon dann ein Unterhalts-
anspruch der Eltern entstehen,
wenn sie über keine ausreichen-
de Altersversorgung verfügen
oder diese beispielsweise für die
verhältnismäßig hohen Kosten
für den Aufenthalt in einem Al-
ten- oder Pflegeheim nicht ausrei-
chen.

In der Regel wird bei einer
Notsituation zwar das Sozialamt
einspringen, aber grundsätzlich
die Kinder in Regress nehmen.

Mit der Einführung der be-
darfsorientierten Grundsiche-
rung zum 1. Januar 2003 wurde
das Problem des Elternun-
terhalts in Teilbereichen leicht
entschärft, aber bei weitem nicht
beseitigt. Der Elternunterhalt

senen tatsächlichen Aufwendun-
gen für Miete (abzüglich Wohn-
geld) und Heizung – soweit er-
forderlich auch die Beiträge für
Kranken- und Pflegeversiche-
rung.

Da das eigene Einkommen
angerechnet wird, umfasst die
Grundsicherung den sich daraus
ergebenden Differenzbetrag.

Man kann davon ausgehen,
dass alle Rentner über 65 Jahre
und alle dauerhaft voll erwerbs-
geminderten Personen, deren
Einkünfte einen Betrag von rund
840 Euro nicht übersteigen,
potenziell anspruchsberechtigt
sind. Dieser Personenkreis ist
von den Rentenversicherungs-
trägern im Rahmen einer
Sonderaktion persönlich ange-
schrieben und über die Grund-
sicherung informiert worden.

Nicht berücksichtigt werden
Personen, deren Lebensunter-
halt aus dem Einkommen und
Vermögen des Ehegatten oder
eheähnlichen Partners bestritten
wird. Ausgeschlossen bleiben
auch diejenigen, die ihre Bedürf-
tigkeit innerhalb der letzten zehn
Jahre vorsätzlich oder grobfahr-
lässig herbeigeführt haben.

Der Anspruch auf Grund-
sicherung bleibt auch dann beste-
hen, wenn eine stationäre Unter-
bringung erforderlich ist (Alten-
und Pflegeheime). Sind die
Unterbringungs- und Pflegeko-
sten höher als die Leistung der
Grundsicherung, werden die
übersteigenden Kosten von der
Sozialhilfe getragen, die aller-
dings auf die Kinder oder Eltern
zurückgreifen kann.

Anträge für die Grund-
sicherung sind bei den Stadt-,
Kreis- oder Gemeindeverwal-
tungen erhältlich. Dort wird ge-
prüft, ob ein Anspruch besteht,
wie hoch dieser ist und ggf. auch
ausgezahlt.

Bleibt zu hoffen, dass viele
Menschen von der neuen gesetz-
lichen Regelung Gebrauch ma-
chen und die Altersarmut gelin-
dert wird.

Bg.

Kurzinformationen
SENIOREN und JUNGE

GRUPPE Mitgliederbindung
Zur Verbesserung der Orga-

nisationsarbeit der GdP in den
Arbeitsfeldern der Personen-
gruppen erarbeiten zurzeit die
Geschäftsführenden Vorstände
der Seniorengruppe und der
JUNGEN GRUPPE ein Strate-
giepapier, das noch in diesem
Jahr dem Geschäftsführenden
Bundesvorstand zugeleitet wer-
den soll. Ziel ist es, Vorschläge
und Ideen zu entwickeln, wie die
beiden Personengruppen dazu
beitragen können, durch kon-
krete Maßnahmen Mitglieder
an die GdP zu binden bzw. Mit-
glieder zu gewinnen.

Aktivprogramm Senioren
Um die Seniorenarbeit in

der GdP weiter zu professio-
nalisieren, befasst sich seit
April letzten Jahres eine Ar-
beitsgruppe mit der Erstel-
lung einer Konzeption zur
Verbesserung der Seni-
orenarbeit (Aktivprogramm
Senioren).

Der Auftrag basiert auf der
Grundlage des Magdeburger
Kongressbeschlusses E 53.
Voraussichtlich Ende März
2004 wird die AG Vorschläge
vorlegen, die dann in der
April-Sitzung des Bundes-
seniorenvorstandes zur Bera-
tung anstehen.

nach dem BGB besteht nach wie
vor in vollem Umfang.

Betroffene können sich einge-
hend durch die Broschüre
„Elternunterhalt: Wann zahlen
die Kinder für ihre Eltern“ infor-

mieren. Zu bestellen im Walhal-
la Fachverlag, Haus an der Eiser-
nen Brücke, 93042 Regensburg,
Tel. 0941/5684-0,
Fax 0941/5684-111

          Bg.
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POLIZEIVERWALTUNG

Stiefkind oder anerkannter Service?
Gerne wird die „Verwaltung“ im Öffentlichen Dienst, und
damit auch in der Polizei, mit Parametern der „freien
Wirtschaft“ verglichen und aktuell über Privatisierung von
Verwaltungsaufgaben diskutiert. Muss die Polizei ihre
Dienstautos selbst reparieren? Muss sie noch staatseige-
ne Tankstellen unterhalten usw. Es ist jedoch nicht legi-
tim, Privatisierungsabsichten nur unter dem Gesichts-
punkt der Wirtschaftlichkeit zu betrachten. Die Polizei-
verwaltung ist nun mal nicht in jeder Hinsicht wie ein
Wirtschaftsunternehmen zu sehen. Trotzdem kann und
muss in der Polizeiverwaltung professioneller und auch
wirtschaftlicher gearbeitet werden.

Die Polizeiverwaltung –
eine
Non-Profit-Organisation

Die Polizeiverwaltung hat die
Aufgabe, alle notwendigen logi-
stischen und personellen Voraus-
setzungen zu schaffen, um der
Vollzugspolizei ihre vielfältige
Aufgabenerledigung bestmög-
lich zu gewährleisten. Polizei-
verwaltung also als Serviceab-
teilung für die gemeinsame Auf-
gabe, Sicherheit im Lande zu pro-
duzieren.

In der freien Wirtschaft ist
Management ein gängiger Be-
griff. Im Öffentlichen Dienst ist
er weniger bis gar nicht geläufig.
Das hängt sicher damit zusam-
men, dass Verwaltungsleistung
schlecht messbar ist und von
Gewinn schon gar nicht die Rede
sein kann. Genauso wie Kirchen,

Vereine oder auch die Gewerk-
schaften gehört die Polizei-
verwaltung zu den so genannten
„Non-Profit-Organisationen
(NPO)“. Diese Bezeichnung sagt
nicht, was diese Organisationen
sind, sondern was sie nicht sind.
Im Gegensatz ist der Zweck der
Profitorganisationen allgemein
bekannt – Gewinn, Profit zu er-
wirtschaften. Nicht so die Polizei-
verwaltung. Sie hat als NPO die
Aufgabe, spezielle Bedürfnisse
der Polizeiorganisationen zu be-
friedigen. Dazu braucht sie Fi-
nanzmittel, die sie in Form von
Haushaltsplänen, Gesetzen und
Verordnungen zugewiesen be-
kommt. Die Parlamente von
Bund und Ländern erlassen all-
jährlich eine Reihe von Geset-
zen, deren Vollzug auch die
Polizei(-verwaltung) sicherzu-
stellen hat. So könnte man leicht
zu dem Ergebnis kommen, ein
Manager sei hier überflüssig und
fehl am Platz.

Genauso wie die erwerbs-

wirtschaftlichen Unternehmen
muss die Polizeiverwaltung „Be-
darfsdeckung“ durch Erbringung
„spezifischer Leistungen“ erfül-
len. Die Ziele werden oft durch
die politischen Gremien vorge-
geben. Denn auch die Polizei-
verwaltung wird durch die Legis-
lative aller Ebenen entscheidend
gesteuert. Die intelligente Ausle-
gung von Vorschriften und Erlas-

sen kann dabei bereits erste Er-
folge bringen.

Management und
Polizeiverwaltung –
ein Widerspruch?

Selbst in der kleinsten NPO –
der Familie – ist heutzutage Ma-
nagement notwendig: Ziele ver-
einbaren, Interessen abstimmen,
Aktivitäten vorbereiten, Teamar-
beit, Delegation von Aufgaben,
Termine koordinieren sind klas-
sische Managementtätigkeiten.
Nicht selten fühlen sich gerade
Hausfrauen oder Alleinerziehen-
de in der Managerrolle. Von ei-
ner gewinnorientierten Familien-
organisation kann wohl kaum die
Rede sein. Es sind vielmehr
Dienstleistungen, die das Zusam-
menleben in der Familie gewähr-
leisten, um die vielseitigen Be-
dürfnisse der Familienmitglieder
zu befriedigen.

In der Polizeiverwaltung ist es
im Grunde nicht anders.

Sowohl auf Bundes- als auch
auf Landesebene wird von einer
schlanken Verwaltung geredet.
Nur: Mit Privatisierungsmodel-
len ist dies nicht zu schaffen. Hier
müssen Bewusstseinsverände-
rungen bei den Führungskräften
eintreten.

Wir brauchen eine Professio-
nalisierung dieser Tätigkeiten in
der gesamten Polizeiverwaltung!
Ich behaupte sogar, es gibt bei
manchen Beschäftigten der
Polizeiverwaltung erhebliche
Widerstände gegen Aufgaben-
optimierung wider besseres Wis-
sen. Nicht selten habe ich auch
den Eindruck, die Mitarbeiter
spielen bei der Aufgaben-
erledigung keine große Rolle.
Beamte haben einen sicheren
Arbeitsplatz und das besondere
Dienst- und Treueverhältnis bin-
det die Beamten so stark an ih-
ren Arbeitgeber, dass sie keiner
großen Aufmerksamkeit bedür-
fen. Andererseits hören und le-
sen wir im Kollegenkreis von in-
nerer Kündigung: Mein Geld ver-
diene ich so oder so. Leistung
wird nicht honoriert. Die Beur-
teilungskriterien sind ungerecht.
Quotenregelung im Beurtei-
lungswesen bestimmt das Weiter-
kommen.

Genau dieser Zustand muss
verändert werden. Auch in der
Polizeiverwaltung darf Manage-
ment kein Fremdwort bleiben.
Wir müssen lernen über den be-
rühmten Tellerrand hinauszu-
schauen, um die gute Polizei-
verwaltung – um die uns manch

europäischer Nachbar beneidet
– noch besser zu machen. Krea-
tivität und Flexibilität müssen
Vorrang erhalten. Starre Macht-
erhaltungstriebe sollten der Ver-
gangenheit angehören. Die Füh-
rungskräfte sind gefordert, nicht
nur über Führung zu reden, son-
dern sie müssen Handlungsfelder
besetzen und sich für Verände-
rungen stark machen.

Dafür werbe ich. Wenn wir in
der Polizeiverwaltung etwas er-
reichen wollen, müssen wir eine
klare Zielvorstellung haben und
wir müssen es wollen.

Die Anreize für solche Akti-
vitäten sind in der NPO Polizei-
verwaltung sehr gering. Auch die
GdP ist hier gefordert, die
Polizeiverwaltung ernst zu neh-
men. Bei einem Mitgliederanteil
von „nur“ rund zwei Prozent
wird dies schnell vergessen. Da-
bei möchte ich die Interessenver-
tretung nicht nur auf die Verbes-
serung der Dienstpostenbewer-
tung in der Polizeiverwaltung re-
duzieren. Vielmehr geht es mir
darum, dass die verantwortlichen
Polizeiführer und Politiker die
Verwaltung als wichtige und not-
wendige Einrichtung wertschät-
zen, die zum Gelingen jeder po-
lizeilichen Aktion im Einsatz, in
der Aus- und Fortbildung und im
täglichen Alltagsgeschäft ihren
professionellen Beitrag leistet.

„Nicht die Aufgaben sollen
uns über den Kopf wachsen, son-
dern der Kopf über die Aufga-
ben.“

     Ernst Schama

Deshalb muss die Eigenini-
tiative der Mitarbeiter ver-
bessert werden. Das heißt
zum Beispiel:
• Verantwortung über-
   nehmen,
• rhetorische Fähigkeiten
   weiterentwickeln,
• eigene Fortbildungswillen
   bekunden,
• die Vorgesetzten fordern
   und Führungspraxis ein-
   fordern.

  Nicht die Aufgaben sollen uns über
 den Kopf wachsen, sondern der Kopf über
die Aufgaben.


